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VORWORT 

SEITE 5 

flexiblere Öffnungszeiten in den Kindertagesstätten, das neue Gesetz zu Eltern-
geld und Elternzeit, die Überwachung der stetig steigenden Anzahl an Keuch-
husten-Erkrankungen: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landesamtes 
für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern (LAGuS) standen im 
Jahr 2007 vor einer Vielzahl neuer Herausforderungen. Die Erfüllung unserer 
Alltagsaufgaben – beispielsweise die Analyse von mehr als 4000 Badewasser-
proben aus der Ostsee und den Binnenseen, die Bearbeitung von mehr als 
35.000 Anträgen auf Feststellung einer Behinderung oder die ca. 25.000 Ar-
beitsschutz-Kontrollen in den Firmen und auf den Baustellen unseres Bundes-
landes – haben wir dabei fest im Auge behalten. Mit dem Jahresbericht 2007, 
der sowohl die neuen Herausforderungen als auch die „schon immer“ zu unse-
rer Zuständigkeit gehörenden Aufgaben thematisiert, legen wir erstmals Re-
chenschaft über die Tätigkeit des LAGuS ab. 
„Warum erst jetzt“, werden Sie – angesichts der seit  Jahren erscheinenden Tä-
tigkeitsberichte vieler Firmen, Behörden und Institutionen – vielleicht fragen. 
Das LAGuS war am Ende des Berichtszeitraumes jedoch gerade erst zwei Jah-
re alt. Seit dem 1. Januar 2006 besteht unser Landesamt als Zusammen-
schluss von 13 ehemaligen Behörden in Mecklenburg-Vorpommern einer obe-
ren Landesbehörde im Geschäftsbereich des Ministeriums für Soziales und Ge-
sundheit. 
Wir verstehen uns als Kompetenzzentrum für Kinder, Jugend und Familie, für 
behinderte Menschen, für den Gesundheits- und den Arbeitsschutz sowie für 
weitere zentrale soziale Aufgaben. Nahezu jede Bürgerin und jeder Bürger un-
seres Bundeslandes kommt mit dem LAGuS in Berührung. Unsere Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter versuchen, den Anliegen der Einwohnerinnen und Ein-
wohner unseres Bundeslandes in der täglichen Arbeit gerecht zu werden. Dafür 
möchte ich allen Beschäftigten des LAGuS danken. 
Mein Dank gilt auch unseren Partnern innerhalb und außerhalb unseres Bun-
deslandes, wie zum Beispiel den Kommunen, den staatlichen Partnerämtern,  
den Sozialverbänden, den verschiedenen Trägern, Institutionen und Kammern 
sowie allen Kolleginnen und Kollegen, die das LAGuS durch ihre Hilfe und Zu-
sammenarbeit fachlich oder persönlich unterstützten. 
Ich wünsche Ihnen eine interessante und anregende Lektüre. 

 
 
 
 

Dr. Heiko Will 
Erster Direktor 

Sehr geehrte Leserinnen und Leser, 



 

J u g e n d  u n d  
F a m i l i e ,  

L a n d e s j u g e n d a m t  

Die Abteilung Jugend 
und Familie unterstützt 
die örtliche Jugendhilfe, 
die Jugendämter und die 
Fachkräfte anderer Ein-
richtungen  der Jugend-
hilfe bei deren Arbeit. 
Grundlage der Arbeit ist 
der in § 85 Abs. 2 des 
Achten Buches Sozialge-
setzbuch (Kinder- und 
Jugendhilfegesetz - SGB 
VIII -) beschriebene Auf-
gabenkatalog:  

∗ Beratung örtlicher Trä-
ger der öffentlichen 
Jugendhilfe und der 
Träger der freien Ju-
gendhilfe sowie Ent-
wicklung von Empfeh-
lungen zur Erfüllung 
der Aufgaben nach  
SGB VIII 

∗ Gewährleistung des 
Schutzes von Kindern 
und Jugendlichen in 
Einrichtungen der Ju-
gendhilfe  

∗ Förderung von Projek-
ten zur Qualifizierung 
von Maßnahmen der 
Jugendhilfe 

∗ Beitrag zur Qualifizie-
rung der Jugendhilfe 
durch Fachtagungen, 
Veranstaltungen und 
Expertengespräche 

 

Das Landesjugendamt ist 
zweigliedrig verfasst und 
setzt sich aus der Verwal-
tung und dem Landesju-
gendhilfeausschuss zu-
sammen.  

JUGEND 
 

Kindertageseinrichtungen: Früher 
öffnen und später schließen? 
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Ob und wie Öffnungszeiten in Kindertageseinrichtungen flexi-
bel zu gestalten sind, ist ein derzeit bundesweit diskutiertes 
Thema. Ein Kompromiss muss gefunden werden zwischen 
den Polen „familienfreundliche Arbeitsbedingungen“ und 
„Arbeitsanforderungen aus Sicht der Wirtschaft“. 
In Mecklenburg-Vorpommern zeigt sich seit gut zwei Jahren 
eine steigende Tendenz in der Nachfrage von Eltern nach fle-
xibleren Öffnungszeiten in Kindertageseinrichtungen. Eine Re-
gelöffnungszeit von maximal 6 Uhr bis 18 Uhr reicht für eine 
Reihe von erwerbstätigen Eltern nicht mehr aus, um Familien- 
und Arbeitsleben unter einen Hut zu bringen. Die Ursachen 
dafür sind komplex und haben in der Regel folgende Hinter-
gründe: 

∗ Veränderungen in den Lebensverhältnissen von Familien 
und alleinerziehenden Müttern und Vätern 

∗ Flexibilisierungsprozesse auf dem Arbeitsmarkt bezüglich 
der Angebote, der Arbeitszeiten, der lebenslangen Wei-
ter- und Fortbildung 

∗ spezifische Anforderungen von Arbeitgebern in den un-
terschiedlichen Branchen (Gesundheitswesen, Touris-
mus, Handel, Gastronomie u. a.)  

∗ Probleme mit der Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei 
Schichtbetrieb beider Elternteile, persönliche Lebensent-
würfe u. a. 

Ausgehend von diesen Erfordernissen haben die Landkreise 
und kreisfreien Städte gemäß Kindertagesförderungsgesetz 
M-V für die betroffenen Familien ein bedarfsgerechtes Ange-
bot an Plätzen der Kindertagesförderung bereitzustellen. 

 
Anzahl der Kindertageseinrichtungen in M-V mit 

verlängerten Öffnungszeiten Stand 2007

8

31

11

vor 6 Uhr
nach 18 Uhr 
beides



JUGEND 

Im Jahr 2007 waren in der Abteilung Jugend und Familie des 
LAGuS ein steigendes Antragsvolumen zu verlängerten Kita-
Öffnungszeiten (Öffnung vor 6 Uhr und Schließung nach 18 
Uhr) sowie ein erhöhter Bedarf der Jugendämter und Träger 
nach Beratung festzustellen und abzudecken. Regelungen 
mussten gefunden werden und neben allen Ansprüchen von 
Wirtschaftsunternehmen und Erwartungen von Eltern war der 
Fokus vor allem auf kinder- und familienfreundliche Lösungs-
möglichkeiten zu richten. Deshalb wurde in den verschiedenen 
Gremien des Kindertagesstätten-Bereiches eine Fachdiskus-
sion unter Federführung des LAGuS initiiert. Dazu gehörten  

∗ die Bildung einer Arbeitsgruppe unter Beteiligung aller 
Jugendämter (Beratungen im Juni und August 2007) 

∗ die Beratung mit dem Fachausschuss Kinder- und Ju-
gendhilfe der Liga der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege M-V (Oktober 2007) 

∗ die Vorstellung eines Standpunktpapiers im Unteraus-
schuss Kita des Landesjugendhilfeausschusses (Dezem-
ber 2007) 

Fazit dieser Fachdiskussion: In den Regionen gestaltet sich 
der Bedarf nach flexiblen Öffnungszeiten in den Kindertages-
stätten und damit auch die Diskussion um dieses Thema sehr 
differenziert. Generelle Trends, zum Beispiel nach Tätigkeits-
branchen oder sozialen Hintergründen in der Familie, können 
in Mecklenburg-Vorpommern daraus nicht abgeleitet werden. 
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K i t a s  i n  M - V :  
Z a h l e n  u n d  F a k t e n  

In den 1071 Einrichtun-
gen, von denen sich 820 
in freier und 251 in öf-
fentlicher Trägerschaft 
befinden, gibt es 15.252 
Krippen-, 44.016 Kinder-
garten- und 28.369 Hort-
plätze. Das pädagogi-
sche Personal ist im Lan-
desdurchschnitt 45 Jahre 
alt.  

 
Anzahl des pädagogischen Personals in 

Kindertageseinrichtungen in M-V Stand 2007
 gesamt: 8158
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F ö r d e r u n g  v o n  
M o d e l l p r o j e k t e n  

57 Modellprojekte der 
Jugendarbeit wurden 
2007 durch das LAGuS 
gefördert, 15 von ihnen 
im ersten Förderjahr. 
Zentrale Inhalte  sind so-
ziale Arbeit (10 Projekte), 
kulturelle Jugendarbeit 
(9), geschlechtergerechte 
Jugendarbeit (6), Berufs-
orientierung (4), Gewalt-
prävention (4) und Ju-
gendbeteiligung (3). 

JUGEND 
 

Eltern auf  Probe 
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Rund um die Uhr für ein Baby sorgen: Die Gelegenheit dazu 
hatten zwischen 2005 und 2007 fast 400 junge Menschen im 
Alter zwischen 12 und 27 Jahren bei den Vereinen „Arche 
e.V. für Frau und Familie“ und „pro familia e.V.“ aus Güstrow. 
„Babybedenkzeit“ hieß ein Projekt, das in diesem Zeitraum 
aus dem Landesjugendplan M-V gefördert wurde. Insbeson-
dere Ganztags- und Förderschulen sowie Jugendhilfeeinrich-
tungen nutzten das Projekt. 

Die Mädchen und Jungen 
konnten für mehrere Tage 
Eltern auf Probe sein. Die 
Workshops mit  männli-
chen und weiblichen So-
zialpädagogen fanden in 
geschlechtsgemischten 
und homogenen Gruppen 
statt. In den thematischen 
Veranstaltungen (Vorbe-
reitung, Eltern auf Probe 
für ein Wochenende und 
Nachbereitung) wurden 
Babysimulatoren (auch ein 
Drogen- und Alkoholbaby) 
und Schwangerschafts-
westen eingesetzt. Komplettiert wurde das Programm durch 
Multiplikatorenschulungen für LehrerInnen, SozialpädagogIn-
nen und Eltern. 

Durch die Elternzeit auf Probe sammelten die Jugendlichen 
Erfahrungen und erhielten wichtige Denkanstöße, um verant-
wortlich Entscheidungen für die Zukunft treffen zu können. 
Während des Projektes wurden Informationen zu Erziehung, 
Elternverantwortung, Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
und Sexualaufklärung weitergegeben. Ein weiteres Ziel war 
es, präventiv gegen Gewalt in der Familie zu wirken. 

Dass Babybedenkzeit-Projekte wichtig sind, belegt die Bun-
desstatistik: 6163 minderjährige Mädchen brachten im Jahr 
2006 in Deutschland ein Kind zur Welt, davon waren 788 
Mädchen erst 15 Jahre alt oder jünger. In Mecklenburg-
Vorpommern gebaren 204 minderjährige Mütter ein Kind. 
Sechs Mädchen unter 15 Jahren (bundesweit: 494) und 144 
Mädchen im Alter zwischen 15 und 18 Jahren (bundesweit: 
5681) entschieden sich für einen Schwangerschaftsabbruch. 



JUGEND 

Der Landjugendverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. hat 
von 2005 bis 2007 das Projekt „Regionales Jugendbüro“ in-
haltlich konzipiert und praktisch in Ivenack, Landkreis Demmin, 
umgesetzt. Ein solches Projekt zu entwickeln war notwendig 
geworden, weil strukturelle Probleme im Landkreis eine positi-
ve, regional bezogene, wirkungsvolle Entwicklung der Jugend-
arbeit erschwerten. Außerdem arbeiteten die verschiedenen 
Einrichtungen mehr oder weniger isoliert voneinander. Ein ko-
ordinierendes Gremium für die Jugendarbeit, beispielsweise 
einen Kreisjugendring, gab es nicht. 

Mit dem Projekt sollten Kinder und Jugendliche im Alter von 12 
bis 20 Jahren sowie die Träger von Jugendarbeit im Landkreis 
Demmin erreicht und animiert werden, sich mehr für ihre Be-
lange in die Kommunalpolitik einzumischen. Jugendliche müs-
sen vor Ort Möglichkeiten haben, sich selbst in die regionale 
Entwicklung einzubringen, weil sie nicht zuletzt auf diesem 
Weg für ein engagiertes Leben in ihrer Heimat zu motivieren 
sind. Mit den regionalen Akteuren und den Trägern der Ju-
gendarbeit wurden gemeinsam Maßnahmen zur Berufsorien-
tierung, zum Aufbau von Kooperationsstrukturen im Feld 
„Jugendhilfe und Schule“ und zur Stärkung des zivilgesell-
schaftlichen Engagements initiiert. Damit können die komple-
xen Problemlagen junger Menschen im Landkreis herausgear-
beitet und Vorschläge zu deren Überwindung erarbeitet wer-
den. Im Bereich der Kooperation Jugendhilfe und Schule wur-
den deshalb auch Schülervertretungen betreut und zu selbst-
ständigem Handeln animiert und qualifiziert sowie Mitarbeite-
rInnen in der Schulsozialarbeit spezifisch fortgebildet.  
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Gemeinsam aktiv in der Kommunalpolitik 

 

A l l t a g s n a h e  
L ö s u n g e n  f ü r  

j u n g e  M e n s c h e n  

Eine Erziehungsbera-
tungsstelle mitten in der 
Schule: Seit September 
2005 gibt es dieses Mo-
dellprojekt in Ribnitz-
Damgarten. Basis ist die 
Zusammenarbeit der 
Bernstein-Schule mit 
dem Jugendhaus Alte 
Molkerei e.V. Bad Sülze, 
dem LAGuS und dem 
Jugendamt Nordvorpom-
mern. Werner Freigang, 
Professor für Pädagogik, 
Sozialpädagogik, Erzie-
hungs- und Familienhilfe 
(Hochschule Neubran-
denburg), begleitet das 
Projekt wissenschaftlich. 
Ziel ist es, Erkenntnisse 
über Chancen  solcher 
Kooperation zu gewin-
nen. Der Zugang soll für 
SchülerInnen und Eltern 
so niedrigschwellig wie 
möglich sein, sodass  sie 
die Erziehungsbera-
tungsstelle als normalen 
Bestandteil des Schul-
konzeptes erleben. 

Die LehrerInnen werden 
sensibilisiert, Probleme 
bei Einzelnen und gan-
zen Klassen frühzeitig 
wahrzunehmen und zu-
sammen mit der Erzie-
hungsberatungsstelle 
rechtzeitig systemati-
sche Handlungsschritte 
zu entwickeln. Dadurch 
wird es möglich, eine 
Vielzahl von Problemen 
junger Menschen bereits 
vor Beginn eines intensi-
veren Hilfebedarfs einer 
alltagsnahen Lösung 
zuzuführen.  

 

Jugendförderung M-V 2007 (in €)

Landesjugendplan 
M-V; 2.929.776,10

Freistellungsver-
ordnung; 21.055,06

Sozialraumorientie-
rung, Richtlinie; 

538.494,87

Kommunalverträge; 
1.662.155,25

Landesjugendring 
M-V (institutionell); 

263.300,00

Seminarkosten-
Erstattung; 60,00



 

Ü b e r g a n g  v o n  
d e r  S c h u l e  

 i n  d e n  B e r u f  

„Benachteiligte Jugendli-
che können Probleme 
beim Übergang von der 
Schule zum Beruf nur 
bewältigen, wenn Jugend-
hilfe und Jobvermittler in 
Argen und U-25-Teams 
eng zusammenarbeiten.“ 
Zu diesem Ergebnis kam 
eine Landesarbeitsge-
meinschaft (LAG) der Ju-
gendpfleger, die sich der 
Kooperation zwischen 
Jugendsozialarbeit und 
Argen widmete. Die LAG 
hat Auswirkungen der 
veränderten Bedingungen 
der Arbeitsmarktförderung 
auf Jugendliche in M-V 
analysiert und Handlungs-
empfehlungen für die in-
stitutionelle Zusammenar-
beit zwischen Jugendhilfe 
und Argen erarbeitet. Den 
Abschlussbericht (www. 
lagus.mv-regierung.de
(Jugend_und_Familie/
Publikationen...) stellte 
die LAG auf der Tagung 
der JugendamtsleiterIn-
nen im April 2007 in Trib-
sees vor. 

Neun Prozent der Ju-
gendlichen haben keinen 
Schulabschluss und 15 
Prozent der 15- bis 29-
Jährigen absolvieren kei-
ne Berufsausbildung. Die-
se Zahlen aus dem Janu-
ar 2006 alarmierten die 
Jugendämter in M-V und 
veranlassten sie zum 
Handeln in der LAG. Initi-
iert, organisiert und fach-
lich begleitet wurde das 
Ringen um die verbesser-
te Zusammenarbeit zwi-
schen den Beteiligten 
durch das LAGuS. 

JUGEND 
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Der Gesetzgeber legte im Rahmen der Novellierung des Kin-
der- und Jugendhilferechts zum 1. Oktober 2005 sein beson-
deres Augenmerk auf den Kinderschutz. Insbesondere freie 
Träger der Jugendhilfe sind dazu aufgerufen, sich aktiv ein-
zumischen und verstärkt betroffene Kinder und Jugendliche 
und deren Eltern zu beraten. Sofern trotz dieser Beratungen 
eine Gefährdung des Kindeswohles nicht ausgeschlossen 
werden kann, verständigt sich der Träger mit dem zuständi-
gen Jugendamt. Der Gesetzgeber hat verpflichtend vorgege-
ben, dass die freien Träger und die Jugendämter Vereinba-
rungen abschließen, die u. a. Regelungen über den Verstän-
digungsprozess und dessen Dokumentation enthalten. 

Eine Arbeitsgruppe mit fünf Fachleuten aus den Jugendäm-
tern in Mecklenburg-Vorpommern hat unter Federführung 
des LAGuS im Jahr 2006 Empfehlungen erarbeitet, die den 
Praktikern der Jugendhilfe zur Verfügung gestellt wurden. Im 
Rahmen ihrer Tagung im April 2007 vereinbarten die Ju-
gendamtsleiterInnen, diese Vereinbarungen nach § 8a und § 
72a Achtes Buch Sozialgesetzbuch zu evaluieren, um sich 
über die Erfahrungen in der Praxis zu informieren und diese 
Empfehlungen fortzuschreiben. Dieses Anliegen hat auch 
der Landesjugendhilfeausschuss M-V aufgegriffen. Eine ent-
sprechende Arbeitsgruppe mit VertreterInnen der öffentli-
chen und freien Träger der Jugendhilfe kam erstmalig im 
September 2007 zusammen und vereinbarte folgende Ar-
beitsziele: 

∗ Prüfung der Vereinbarungen und Empfehlungen auf der 
Basis der Erfahrungswerte der freien und öffentlichen 
Träger der Jugendhilfe 

∗ Entwicklung eines Fragebogens / einer Methodik be-
züglich der Praktikabilität und möglicher Weiterentwick-
lung der Vereinbarungen 

∗ Überblick über die Vereinbarungslandschaft in den 
Kommunen – Situationsanalyse 

∗ Auswertung der Vereinbarungen – Formulierung neuer 
Arbeitsaufträge, dazu Fortbildungen 

Zur Umsetzung dieser Ziele wurde ein verbindlicher Frage-
bogen entwickelt, der den öffentlichen und freien Trägern der 
Jugendhilfe zur Beantwortung übergeben wurde. Die Ergeb-
nisse werden über die Jugendämter auch an den Landesju-
gendhilfeausschuss weitergeleitet, der eine mögliche Fort-
schreibung der Empfehlungen diskutieren wird.  

 

Besserer Schutz für die Kinder 



JUGEND 

5584 Kinder und Jugendliche aus Mecklenburg-Vorpommern 
haben sich im Jahr 2007 in 238 Ferienfreizeiten erholt, die 
vom LAGuS mit insgesamt 138.964 Euro gefördert wurden. 
Diese Mittel entlasteten vor allem Familien: Mit ihnen konnte 
zum Beispiel der durchschnittliche Teilnehmerbeitrag für eine 
achttägige Freizeit von 210 auf 165 Euro gesenkt werden. 

 

781 Betreuer bei 57 freien Trägern der Jugendhilfe in M-V ha-
ben die 2.700 Mädchen und 2884 Jungen im Alter zwischen 7 
und 18 Jahren in den Ferien begleitet. Die Palette reichte von 
Angeboten für Schulanfänger über sportlich orientierte Camps 
und künstlerische Workshops bis hin zu Naturferien mit Zelt 
und Kanu. Die Möglichkeiten der besonderen Förderung von 
integrativen Freizeiten für sozial benachteiligte oder individuell 
beeinträchtigte Kinder und Jugendliche nutzten 17 Träger. 
 

Das LAGuS fördert ausschließlich Ferienfrei-
zeiten von freien Trägern der Jugendhilfe, 
deren Angebote den festgelegten Qualitäts-
kriterien entsprechen. Der Landesjugendring 
Mecklenburg-Vorpommern gibt jährlich einen 
Ferienkalender heraus, in dem man sich über 
diese Angebote informieren kann. Auf den 
Kalender kann man außerdem unter 
www.ferien-kalender.de im Internet zugreifen. 
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Gemein sam aktiv in der Ko mmunalpo litik  

 

Ferien: Kunst, Kanu, Kalender 



 

E h r e n a m t  f ü r  
d i e  J u g e n d  

Der Landesjugendhilfe-
ausschuss Mecklenburg-
Vorpommern (LJHA) ar-
beitet seit 2007 in seiner 
5. Amtsperiode. Eine 
Amtsperiode entspricht 
jeweils der Wahlperiode 
des Landtages.  
Die Konstituierung fand 
am 1. März 2007 statt, 
zugleich war dies die 
letzte Sitzung des 4. 
LJHA. Erwin Sellering, 
Minister für Soziales und 
Gesundheit, übermittelte 
den Mitgliedern seinen 
Dank für ihre ehrenamtli-
che Tätigkeit. Den Vor-
sitz des 5. LJHA führen 
Friedhelm Heibrock (Lan-
desjugendring Mecklen-
burg-Vorpommern) als 
Vorsitzender und Anke 
Hafemann (Arbeiter-
wohlfahrt – Landesver-
band Mecklenburg-Vor-
pommern e. V.) als Stell-
vertreterin. 
Der Landesjugendhilfe-
ausschuss, der in der 
Regel sechs Mal pro Jahr 
tagt, befasst sich mit al-
len Angelegenheiten der 
Jugendhilfe, insbesonde-
re der aktuellen Lage 
junger Menschen in M-V. 
Ihm gehören stimmbe-
rechtigte und beratende 
Mitglieder aus unter-
schiedlichen Institutionen 
und Behörden an.  

JUGEND 
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Im Jahr 2007 standen zwei Themen im Fokus der Arbeit des 
Landesjugendhilfeausschusses: 
1. Fachkräfteentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe, 
Erzieherinnenausbildung 
Im Zentrum der Diskussion standen die Einschätzung des 
qualitativen und quantitativen Bedarfs an Fachkräften sowie 
die Situation der entsprechenden Studien- und Lehrgänge in 
den akademischen und nichtakademischen Ausbildungsstät-
ten. Eine Arbeitsgruppe zog u. a. anhand dieser Diskussio-
nen folgende, vom LJHA beschlossene Schlussfolgerungen: 

Quantitativer Bedarf 
Um auch zukünftig den Bedarf an Fachkräften für die 
Umsetzung der anspruchsvollen Aufgaben im Bereich 
der Kinder- und Jugendhilfe decken zu können, muss 
in Mecklenburg-Vorpommern ein breites Angebot an 
Ausbildungsmöglichkeiten erhalten bleiben. Die künfti-
ge Struktur der sozialpädagogischen und erziehungs-
wissenschaftlichen Ausbildung muss in einem Ge-
samtkonzept bestimmt werden. Sowohl die möglichen 
Kooperationen als auch die Übergänge zwischen den 
Ausbildungen sind klar zu regeln. 
Qualitative Anforderungen 
Bislang fehlt eine umfassende Berufsfeldanalyse, die 
systematisch erfasst, welche Kompetenzen der Fach-
kräfte für welches Arbeitsfeld erwartet werden und wel-
che Arbeitsabläufe tagtäglich in der Praxis stattfinden. 
In Stellungnahmen (Anhörungen im Landtag, Exper-
tenkommissionen) werden immer wieder punktuell 
Hinweise gegeben, was die Praxis erwartet. Diese 
sollten gesammelt und ausgewertet werden, um sie 
dann in die weitere Diskussion um die inhaltliche Aus-
gestaltung der Ausbildungen einbeziehen zu können. 
Berücksichtigt werden müssen dabei nicht nur die der-
zeitigen Anforderungen, sondern auch die sich ab-
zeichnenden Veränderungen der Aufgaben, denen 
sich die verschiedenen Institutionen der Kinder- und 
Jugendhilfe stellen werden müssen (z. B. Beratung 
von Eltern in Kindertagesstätten, Sicherung des Kin-
desschutzes). Ziel ist es, eine Arbeits- und Kommuni-
kationsstruktur zu schaffen, die ein tragfähiges Ge-
samtkonzept für die Aus- und Fortbildung der pädago-
gischen Fachkräfte in Mecklenburg-Vorpommern ent-
wickelt und umsetzt. 

 

Aus der Arbeit des  
5. Landesjugendhilfeausschusses  
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Sicherung der Ausbildung mit europaweiter  
Anerkennung 
Der Prozess der Umstellung auf Bachelor- und Master-
studiengänge an den Hochschulen folgt der Idee und 
Notwendigkeit, Ausbildungen auch über Ländergrenzen 
hinweg anzuerkennen. Dies ist auch für die Ausbildung 
der ErzieherInnen zu beachten, für die in der Regel die 
Fachhochschulreife als Zugangsvoraussetzung einge-
fordert werden sollte. Diese könnte (unter den derzeiti-
gen strukturellen Bedingungen) im Zusammenhang mit 
der Ausbildung zum Sozialassistenten erworben wer-
den. Für Abiturienten sollte ein problemloser Zugang 
zur Ausbildung gesichert werden. 

 
2. Schulsozialarbeit 
Die Stellungnahme des Unterausschusses Kinder- und Ju-
gendhilfe/Bildung zum Programm „Lehrer in der Schulsozialar-
beit“ wurde durch den Landesjugendhilfeausschuss per Be-
schluss bestätigt und an die zuständigen Ministerien überge-
ben. Das Programm kann aus Sicht des LJHA zu einer sinn-
vollen Qualifizierung der betreffenden LehrerInnen beitragen 
und eine Bereicherung für die Schule darstellen. Die Profes-
sion der Lehrer wird um die Sichtweisen und Arbeitsansätze 
der Jugendhilfe erweitert und die Jugendhilfe bekommt einen 
intensiveren Einblick in die Arbeitsweise der Schule. Das wird 
voraussichtlich die Öffnung der Schulen verstärken und den 
Bildungsauftrag erweitern.  

Die Jugendämter haben die Aufgabe, die Einsatzmöglichkeiten 
der Lehrer in der Schulsozialarbeit konkret nach dem jeweili-
gen Schulprofil und Aufgabenbereich festzulegen. Die Chan-
cen und Perspektiven eines weiteren beruflichen Einsatzes 
des betreffenden Lehrers/der betreffenden Lehrerin sollen 
nach Ablauf von drei bzw. sechs Jahren in die Überlegungen 
einbezogen werden. 

Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur wurde 
vom LJHA aufgefordert, konkrete Rahmenbedingungen für die 
betreffenden LehrerInnen festzulegen, die juristischen und 
dienstrechtlichen Fragen zu klären und dies mit dem Ministe-
rium für Soziales und Gesundheit abzustimmen. Der Landesju-
gendhilfeausschuss ist über die Ergebnisse zu informieren. 
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F a c h g r e m i e n  u n d  
I n f o r m a t i o n e n  

Der Landesjugendhilfe-
ausschuss hat zur Unter-
stützung seiner Arbeit 
drei fachbezogene Unter-
ausschüsse gebildet: 

∗ Jugend- und Familien-
politische Grundsatz-
fragen/Jugendhilfepla-
nung 

∗ Kinder- und Jugendhil-
fe/Bildung 

∗ Kindertagesbetreuung/ 
Tagespflege  

Satzung und Geschäfts-
ordnung des Landesju-
gendhilfeausschusses 
stehen im Internet zur 
Verfügung unter:  
w w w . l a g u s . m v -
regierung.de/Jugend.../
Landesjugendhilfeaus-
schuss/Aufgaben ... 



 

A r z n e i m i t t e l  
u n d  B l u t  

Die Arzneimittelüberwa-
chungs- und -prüfstelle 
ist – wie es der Name 
sagt – auf dem Gebiet 
der Arznei- und Betäu-
bungsmittelüberwachung 
in M-V tätig. Auf der Ba-
sis des Arzneimittelgeset-
zes werden insbesondere 
Hersteller, Blutspende-
einrichtungen, Apotheken 
und Arzneimittelgroß-
händler kontrolliert. Dabei 
ist vor Ort zu prüfen, ob 
die betreffenden Einrich-
tungen den rechtlichen 
Anforderungen gerecht 
werden. Im Jahr 2007 
gab es in 154 Einrichtun-
gen routinemäßige Über-
prüfungen. 
Neben dieser Kontrolltä-
tigkeit gehören Erlaubnis- 
und Genehmigungsver-
fahren auf dem Gebiet 
des Arzneimittel- und 
Apothekenrechts zum 
Aufgabenspektrum. Ein-
gegangene Anträge führ-
ten 2007 zu folgenden 
Bescheiden: 

∗ 9 Herstellungserlaub-
nisse 

∗ 36 Apothekenbetriebs-
erlaubnisse 

∗ 11 Genehmigungen für 
Krankenhausversor-
gung 

∗ 8 Genehmigungen für 
Heimversorgung 

∗ 3 Großhandelserlaub-
nisse 

∗ 13 Versandhandelser-
laubnisse. 

GESUNDHEIT 
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Im Dienst für die Gesundheit 
der Menschen 
 
Die Gesundheitsabteilung des LAGuS gliedert sich in fünf 
Dezernate mit unterschiedlichen Aufgabenstellungen.  

Der Bereich Infektionsschutz/Prävention befasst sich u. 
a. mit der Überwachung von Infektionskrankheiten in 
Mecklenburg-Vorpommern. In Zusammenarbeit mit den 
kommunalen Gesundheitsämtern werden Schutzmaßnah-
men zur Bekämpfung dieser Erkrankungen festgelegt und 
koordiniert. Auch die Erfassung und Auswertung der 
Durchimpfraten von Kindern und Jugendlichen in M-V ge-
hören zu den Aufgaben.  

Die MitarbeiterInnen des Dezernates Umwelthygiene/
Umweltmedizin untersuchen und bewerten Trink- und 
Badewasserproben in akkreditierten Laboren sowie mikro-
biologische und chemische Einflüsse in Innenräumen auf 
eine mögliche Gesundheitsgefährdung der Bevölkerung. 
Bearbeitet werden auch bau- und lärmhygienische Frage-
stellungen. 

Im Bereich Krankenhaushygiene/Allgemeine Hygiene 
besteht die Hauptaufgabe darin, Krankenhäuser sowie 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen zu allen Fra-
gen der Hygiene zu beraten und deren Umsetzung zu   
überwachen. Dazu werden erforderliche hygienische Un-
tersuchungen in den Einrichtungen durchgeführt und aus-
gewertet. Ziel ist es, mögliche Infektionen im Zusammen-
hang mit medizinischen Eingriffen und Anwendungen zu 
verhindern bzw. zu minimieren. Erarbeitet werden außer-
dem Hygieneempfehlungen u. a. für Gemeinschaftsein-
richtungen, ambulante Arztpraxen sowie Alten- und Pfle-
geheime.  

Das Landesprüfungsamt für Heilberufe führt u. a. staat-
liche Prüfungen im akademischen Bereich und in den Ge-
sundheitsfachberufen durch und erteilt Approbationen und 
Berufserlaubnisse bzw. -bezeichnungen. 

Die Arzneimittelüberwachungs- und -prüfstelle nimmt 
Überwachungsaufgaben auf den Gebieten des Arzneimit-
tel- und Betäubungsmittelverkehrs wahr. Beim Hersteller 
oder aus der Handelskette gezogene Arzneimittelproben 
werden untersucht. 
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Noroviren gehören zu den häufigsten Erregern von infektiösen 
Magen-Darm-Erkrankungen. Als typische Krankheitszeichen 
treten meist aus dem völligen Wohlbefinden heraus plötzlich 
einsetzende Übelkeit, schwallartiges Erbrechen und Durchfall 
auf. Die Beschwerden klingen in der Regel nach ein bis drei 
Tagen wieder ab. Noroviren werden über Schmierinfektionen 
und vor allem über Tröpfchen während des Erbrechens über-
tragen und sind sehr ansteckend. In den Winter- und Früh-
jahrsmonaten kommt es häufig zu größeren Erkrankungsge-
schehen. Diese treten besonders oft in Gemeinschaftseinrich-
tungen, Krankenhäusern, Altenheimen oder auf Kreuzfahrt-
schiffen auf. 

Auch 2007 stellten die Norovirus-Infektionen in Deutschland 
die mit Abstand häufigste gemeldete Infektionskrankheit dar. 
Insgesamt wurden dem Robert-Koch-Institut (RKI) 201.133 
Erkrankungen aus dem gesamten Bundesgebiet gemeldet. 
Dies entspricht einem Anstieg um 165 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
Bei der regionalen Betrachtung der Norovirus-Verteilung wird 
auch 2007 wieder ein deutliches Ost-West-Gefälle sichtbar. 
Mecklenburg-Vorpommern nahm 2007 in Deutschland nach 
Brandenburg Platz zwei ein. Auffällig war die große Anzahl 
von Erkrankungshäufungen in M-V. Insgesamt wurden 283 
Geschehen in Altenheimen, Krankenhäusern, Reha-Kliniken 
und Gemeinschaftseinrichtungen beobachtet. 
Empfehlungen zu Schutzmaßnahmen beim Auftreten von No-
rovirus-Infektionen in Privathaushalten oder medizinischen Ein-
richtungen sind auf der Internetseite des LAGuS 
(www.lagus.mv-regierung.de), Abteilung Gesundheit, zu finden.  
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Schlagartig krank: Noroviren 

 

G r i p p e s c h u t z  a u f  
d e r  F e s t m e i l e  

Dr. Oliver Duty impft einen jungen 
Koch, der seine Arbeitspause am 
Tag der Deutschen Einheit dem 
Schutz vor Influenza widmete. 

Fast 400 Besucher des 
Bürgerfestes zum Tag der 
Deutschen Einheit schütz-
ten sich am 2. und 3. Okto-
ber in Schwerin quasi im 
Vorbeigehen, und ohne 
sich beim Feiern stören zu 
lassen, gegen Grippe-
Viren. Am Stand des    
LAGuS hatten die Ärzte 
und ihre Helfer alle Hände 
voll zu tun, um die Impfwil-
ligen mit dem kleinen Pik-
ser zu versorgen. 
Neben reichlich Impfstoff 
hatten die Mitarbeiter der 
Abteilung Gesundheit 
jede Menge Informa-
tionsmaterial zu den 
Themen Impfen, gesun-
des Wohnen und Bade-
wasser im Gepäck. Au-
ßerdem kam die 
„Zauber-box“ zum Ein-
satz, mit der Kinder erle-
ben können, dass es 
wichtig ist, sich die Hän-
de zu waschen. Am 2. 
Oktober besuchten den 
Stand des LAGuS auch 
Bundesgesundheitsmi-
nisterin Ulla Schmidt und 
Erwin Sellering, Minister 
für Soziales und Gesund-
heit in M-V.  
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Vorsicht Keuchhusten! 

Keuchhusten (Pertussis) gehört in Deutschland gemäß Infek-
tionsschutzgesetz (IfSG) nicht zu den meldepflichtigen Erkran-
kungen. Nur in den neuen Bundesländern (NBL) existieren 
durch erweiterte Meldeverordnungen Zahlen über den Entwick-
lungstrend und die aktuelle Keuchhusten-Situation. Im Jahr 
2007 wurde mit insgesamt 5.221 Infektionen die seit über 20 
Jahren höchste Erkrankungszahl in den NBL beobachtet. In   
M-V gab es 2007 mit insgesamt 1.546 Infektionen den mit Ab-
stand höchsten Meldewert aller bisher erfassten Fälle (Abb.). 
 

Auffällig war in den letzten Jahren eine deutliche Verschiebung 
der Keuchhusten-Erkrankungen in das Jugend- und Erwachse-
nenalter. Immer mehr ältere Kinder, Jugendliche und Erwach-
sene stellen damit häufig eine Infektionsquelle für ungeschützte 
Säuglinge dar. Deshalb wird  allen potenziellen engen Kontakt-
personen zu Neugeborenen eine einmalige Keuchhusten-
Impfung empfohlen. Dazu gehören 
∗ alle Frauen mit Kinderwunsch (möglichst vor Eintritt einer 

Schwangerschaft, sonst in den ersten Tagen nach der Geburt 
des Kindes) 

∗ alle weiteren engen Haushaltskontaktpersonen: Vater, Ge-
schwister, Großeltern, Tagesmütter, Babysitter etc. spätes-
tens vier Wochen vor Geburt des Kindes.  

Bis 2005 erhielten alle in den ersten zwei Lebensjahren grund-
immunisierten Kinder und Jugendlichen im Alter zwischen 9 
und 17 Jahren eine Auffrischimpfung. Aufgrund neuer Erkennt-
nisse einschließlich der Beobachtungen in den neuen Bundes-
ländern wird davon ausgegangen, dass der Impfschutz nach 
der Pertussis-Grundimmunisierung nach fünf Jahren deutlich 
nachlässt. Als Konsequenz hat die Ständige Impfkommission 
am Robert-Koch-Institut im Januar 2006 allen Kindern im Alter 
von 5 bis 6 Jahren eine zusätzliche Auffrischimpfung mit Per-
tussis-Impfstoff empfohlen.  

1546

1173

1289

456

151

310
168

0
200
400
600
800

1000
1200
1400
1600
1800

1983 86 89 92 95 98 01 04 07

ab
so

lu
t

 

J u b i l ä u m  f ü r  
d e n  I m p f t a g  

Am 15. September 2007 
nutzten mehr als 250 
Ärzte die 10. Auflage des 
Impftages, um sich über 
die aktuelle Situation in 
Sachen impfpräventabler 
Erkrankungen, über neue 
Empfehlungen der Stän-
digen Impfkommission 
und weitere Aspekte des 
Schutzes vor Infektions-
krankheiten zu informie-
ren und um fachlich zu 
diskutieren. Die wissen-
schaftliche Leitung lag   
u. a. in den Händen von 
Dr. Martina Littmann, 
Leiterin der Abteilung 
Gesundheit des LAGuS. 

Das Landesamt kann 
beim Thema Impfschutz 
auf die gute Zusammen-
arbeit mit verschiedenen 
Partnern vertrauen. Mit 
den Krankenkassen und 
dem Ministerium für So-
ziales und Gesundheit 
sitzt es am sogenannten 
runden Tisch. Dieses 
bundesweit einmalige 
Gremium ermöglicht es, 
sehr zügig die Fragen 
der Finanzierung zu klä-
ren, die mit den Empfeh-
lungen der Ständigen 
Impfkommission verbun-
den sind. 

Genauso verlässlich ge-
staltet sich die Zusam-
menarbeit mit der Kas-
senärztlichen Vereinigung 
und der Ärztekammer, 
nicht zuletzt durch die 
Aufnahme des Impftages 
in das Fortbildungspro-
gramm und durch die Be-
reitschaft, wichtige The-
men in den Publikationen 
darzustellen. 
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  Meldekategorie 2007 2006 2005 2004 2003 2002 2001   
          
  Adenovirus 4 5  - 51  -  - 2   
 Amöben 2 1 1 3 7 1  -   
  Borreliose 569 485 375 180 150 130  -   

 Botulismus  -  -  -  - 1  - 1  
  Brucellose  -  -  -  - 1  -  -   

 Campylobacter-Enteritis 2276 1726 2087 2103 1589 1978 1630  
  Clostridium difficile 4  -  -  -  -  -  -   

 Creutzfeld-Jakob-Krankheit 3  - 2 1 2  - 2  
  Denguefieber 2  - 2 2 1 2  -   

 E.coli, sonstige darmpathogene 260 354 307 347 347 427 303  
  EHEC 15 13 19 14 11 35 49   

 FSME 1 1 3 2 1  -  -  
  Giardiasis 112 135 196 274 164 135 231   

 Haemophilus influenzae 1 1 1 1 1  - 1  
  Hantavirus 11 1 4 4 4 8 4   

 Hepatitis A 14 18 15 30 31 8 14  
  Hepatitis B 13 20 25 24 24 38 35   

 Hepatitis C 57 83 89 98 104 106 106  
  Hepatitis D  -  - 1  -  -  -  -   

 Hepatitis E 4 3 2  -  -  - 1  
  HUS  - 1  - 2 1 2 2   

 Influenza 697 24 143 41 140 48 90  
  Keuchhusten 1546 1173 1290 456 151 119  -   

 Kryptosporidiose 78 152 134 80 53 40 66  
  Legionellose 4 5 5 5 7 5 7   

 Leptospirose 5 1 2 3 1 6 4  
  Listeriose 3 9 6 3 1 3 1   

 Masern 1 2 1 1 7 4 2  
  Meningokokken-Erkrankung 13 14 15 21 30 16 31   

 Mumps 5 16 8 9 13 7  -  
  Noroviruserkrankung 7548 3679 3525 4232 2421 2041 87   

 Ornithose 2 14 1  - 6 5 10  
  Paratyphus  - 5  - 2  - 1  -   

 Pneumokokken 20 25 34 12 22 15  -  
  Q-Fieber  - 1 2 1  -  - 1   

 Rotavirus-Erkrankung 3743 3983 3407 2616 2890 4113 2708  
  Röteln 1  - 1  -  -  -  -   

 Salmonellen-Erkrankung 1502 1505 1099 1564 1974 3057 2809  
  Shigellose  - 6 16 11 6 13 23   

 Trichinellose  - 17  -  -  -  -  -  
  Tuberkulose 107 83 124 123 157 148 142   

 Tularämie 1  -  - 1  -  -  -  
  Typhus  - 3 1 1  -  -  -   

 Vibrio vulnificus-Infektionen  - 3  -  - 2  -  -  
  Virale haemorrhagische Fieber  - 1 - - - - -   

 Varizellen 508 384 407  -  -  -  -  
  Weitere Bedrohliche Erkrankungen* 2560 3183 1653 1605 698 548  -   

 Yersiniose 134 164 164 199 228 330 371  
                    

 Gesamt M-V 21822 17296 14760 14122 11244 13386 8737  
          

 
* In dieser Meldekategorie werden Erkrankungshäufungen unklarer Genese und Häufungen durch Erkrankungs-        

erreger erfasst, die als Einzelfälle nicht meldepflichtig sind. 
   .       

Meldungen von Infektionskrankheiten in M-V in den Jahren 2001 bis 2007 
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Knirpse mit sauberen Händen 

7800 Kinder aus 67 Kindertagesstätten, ihre Eltern und Erzie-
herinnen und Erzieher haben sich am Projekt „Hygienetipps für 
Kids – Hände waschen – Na klar!“ beteiligt. Die Auswertung 
des Präventions-Projektes, das vom Landesamt für Gesund-
heit und Soziales initiiert worden war und unter Schirmherr-
schaft des Ministeriums für Soziales und Gesundheit M-V 
stand, fand am 19. April 2007 bei der AOK in Schwerin statt. 

Das Projekt begann im September 2005 und hatte zum Ziel, 
die durch Infektionskrankheiten bedingten Fehltage der Kinder, 
der Eltern und der Erzieherinnen/Erzieher zu verringern und 
den Bereich Hygiene und Infektionsschutz in den Einrichtun-
gen zu stärken. Deshalb wurde das Thema „Hände waschen“ 
als wichtige hygienische Basismaßnahme der Gesundheits-
frühförderung regelmäßig in den Kindergartenalltag integriert. 
Altersgerechte Informationen über das Wie, Wann und Warum 
machten die Kinder mit der Bedeutung des Händewaschens 
vertraut. Beim Malen, Basteln, Spielen und Singen sowie mit-
tels einer „Zauberbox“, die Bakterien auf Händen sichtbar 
macht, sammelten die Kinder vielfältige Kenntnisse und Erfah-
rungen zum Thema „Hände waschen“. 

Mecklenburg-Vorpommern ist das 
erste Bundesland, das ein solches 
Projekt flächendeckend durchgeführt 
und durch das  LAGuS wissenschaft-
lich begleitet hat. Erste Ergebnisse 
zeigen, dass sich die Kinder nach 
Auffassung der Eltern und Erzieher 
häufiger, gründlicher und ohne Auffor-
derung die Hände waschen, dass sie 
kindgerecht mehr über Hygiene und 
verschiedene Infektionskrankheiten 
erfahren haben und durch verbesser-
tes Hygienebewusstsein eine gute Grundlage zur Reduzierung 
bestimmter Infektionskrankheiten in den Kitas gelegt wurde. 

„Hygienetipps für Kids – Hände waschen – Na klar!“ basiert 
auf einem Pilotprojekt des Instituts für Hygiene und Öffentliche 
Gesundheit Bonn. 

Mit der „Zauberbox“ (Schwarzlicht) 
konnten die Kinder überprüfen, ob 
die Hände sauber sind. 

Jede teilnehmende Kita erhielt eine 
Urkunde, signiert von Erwin Selle-
ring, Minister für Soziales und Ge-
sundheit in M-V. 

Zur Projektpräsentation spielten die 
Kinder „Viren-Theater“. 
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Hygiene im Krankenhaus 

Das LAGuS überwacht seit 2001 nach einheitlichen Vorgaben 
die Hygiene in den Krankenhäusern und Vorsorge- und Reha-
bilitationseinrichtungen. Seit 2004 wurden in jedem Jahr alle 
Kliniken mindestens einmal begangen. Die Qualität der Kran-
kenhaushygiene hat sich seit dem Beginn der Überwachung 
kontinuierlich verbessert und inzwischen nicht nur in den Kran-
kenhäusern, sondern auch in den Rehabilitations- und Vorsor-
geeinrichtungen ein hohes Niveau erreicht. Einen wichtigen 
Anteil bei der Umsetzung und Kontrolle haben die Hygiene-
fachkräfte/Hygienebeauftragten Schwestern und Hygienebe-
auftragten Ärzte der Krankenhäuser. Durch regelmäßige Teil-
nahme an Hygienefortbildungen können sie ihr Wissen auffri-
schen. Deshalb ist es notwendig, dass ihnen an den Einrich-
tungen die Teilnahme ermöglicht wird und die Angebote wahr-
genommen werden. 

Gefährliche Keime 

Schwerpunkt der krankenhaushygienischen Überwachung 
durch das LAGuS war im Jahr 2007 die Erfassung der MRSA-
Situation in den Krankenhäusern mit einem speziell dafür ent-
wickelten Erfassungsbogen. MRSA (Methicillin resistenter 
Staphylococcus aureus) ist der zurzeit am häufigsten identifi-
zierte antibiotikaresistente Keim in Kliniken. An einer MRSA-
Infektion erkranken jährlich in Deutschland rund 35.000 Kran-
kenhauspatienten. 1500 Menschen sterben an ihren Folgen.  

Bei 889 Patienten in Krankenhäusern in M-V wurde MRSA 
nachgewiesen, dabei war MRSA von 606 Patienten (68 %) bei 
Aufnahme ins Krankenhaus „mitgebracht“ (innerhalb der ers-
ten 48 Stunden nachgewiesen) und von 283 Patienten (32 %) 
im Krankenhaus erworben (nosokomial) worden. Trotz der ho-
hen Nachweisrate gab es in M-V im Jahr 2007 nur zwei Ge-
schehen mit nosokomialer Häufung mit jeweils zwei Patienten. 
Das lässt auf gute Hygienevorschriften und eine gute Akzep-
tanz und Umsetzung dieser Vorschriften schließen. 

Um der Ausbreitung von MRSA entgegenzuwirken, muss eine 
solide Standardhygiene bei jedem Patienten gewährleistet 
sein. Im Land wird zurzeit ein Maßnahmeplan mit den Mindest-
anforderungen erarbeitet und jede Einrichtung regelt in einem 
spezifischen Katalog, welche der MRSA-Risiken tatsächlich in 
der Klinik zutreffen und in welchem Umfang die einzelnen 
Maßnahmen jeweils durchgeführt werden.  

 

K o n t r o l l e  
a u f  d e r  I T S  

Nachdem im Jahr 2005 
die Intensivtherapiesta-
tionen (ITS) zum ersten 
Mal speziell überwacht 
wurden, gab es 2007 
eine vergleichende Kon-
trolle. Die Mehrheit der 
Intensivstationen wurde 
in den vergangenen Jah-
ren renoviert oder neu 
gebaut. Dadurch hat sich 
die räumliche Situation 
deutlich verbessert. 
Nachholbedarf gibt es 
hier und dort hinsichtlich 
der Nebenräume für Ge-
räte, Material und zur 
Aufbereitung von Medi-
zinprodukten. Für  Iso-
liermaßnahmen sind 
noch nicht überall ausrei-
chend Zimmer mit ent-
sprechendem Vorraum 
und unreinem Arbeits-
raum vorhanden.  
Auf allen ITS wurden die 
Arbeitsschutzbestimmun-
gen zur Einführung von 
Blutsicherheitssystemen 
gut umgesetzt. Damit 
kann die Zahl der Nadel-
stichverletzungen beim 
Personal gesenkt werden. 
Bei den überwachten 
invasiven Maßnahmen 
ist ein guter Stand er-
reicht. Ein noch nicht 
ausreichend realisierter 
Punkt ist die Einführung 
mechanischer Filter bei 
beatmeten Patienten mit 
Infektionen/Infektions-
krankheiten auf den ITS. 
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Sauberes Wasser 

Der Bereich Wasserhygiene ist 
ein von der Staatlichen Akkredi-
tierungsstelle Hannover akkredi-
tiertes Fachgebiet. Er bearbeitet 
alle amtlichen Untersuchungen 
im Bereich der Trink- und Bade-
wasserhygiene. Im Zentrum ste-
hen umfangreiche Laborunter-
suchungen und deren fachliche 
Interpretation sowie die Bera-
tung der Gesundheitsämter. Der 
Fachbereich wurde von der    
obersten Landesbehörde als 
unabhängige Stelle bestimmt, 
die regelmäßig zu überprüfen 
hat, ob die im Land gelisteten 
Trinkwasserlaboratorien die ent-
sprechenden Voraussetzungen 
und Anforderungen erfüllen. Kontrollen und Probenentnahmen 
vor Ort erfolgen durch die kreislichen Gesundheitsämter, die in 
das Qualitätssicherungssystem einbezogen wurden. 

Trinkwasserüberwachung 
Im Jahr 2007 wurden 11.158 mikrobiologische und 2279 chemi-
sche Proben nach Trinkwasserverordnung vom 21.05.2001 un-
tersucht. Zur Überprüfung der mikrobiologischen Wasserqualität 
in Wasserwerken, Hausinstallationen oder Kleinanlagen ermittel-
te man die Keimbelastung sowie bestimmte Bakterien, die als 
Krankheitserreger bekannt sind. Darüber hinaus sind über 3534 
bauliche Maßnahmen überwacht worden.  

KBE:   Koloniebildende Einheit/1 ml 
GWÜ: Grenzwertüberschreitung 

 

S c h w i m m -  u n d  
B a d e b e c k e n  

Im Berichtsjahr wurden 
4131 Proben in Bade-   
und Schwimmbecken, 
einschließlich ihrer Aufbe-
reitung nach DIN 19643, 
untersucht. In 10 Prozent 
der Beckenwasserproben 
ist Pseudomonas aerugi-
nosa festgestellt worden, 
ein Bakterium, das ver-
schiedene Erkrankungen, 
z. B. Wund- oder Hirn-
hautentzündung, hervor-
rufen kann. Legionellen 
waren nach Aufbereitung 
des Beckenwassers bei 
25 Prozent der Proben 
nachweisbar, was ver-
schiedene Maßnahmen 
der kommunalen Gesund-
heitsämter nach sich zog. 
Bei den chemischen Pa-
rametern gibt u. a. der 
Aluminiumgehalt im Be-
ckenwasser einen Hin-
weis auf Fehler bei der 
Aufbereitung. Bei ca. 50 
Prozent der 796 Untersu-
chungen wurde der 
Grenzwert für Aluminium 
überschritten – ein Hin-
weis darauf, dass die 
Wasseraufbereitung nicht 
optimal verläuft. Für den 
Badegast ergab sich aus 
den festgestellten Alumi-
niumkonzentrationen kein 
gesundheitliches Risiko. 
Die Desinfektion von 
Schwimmbeckenwasser 
ist unverzichtbar. Derzeit 
wird zur Desinfektion 
hauptsächlich Chlor ein-
gesetzt, dessen mikrobio-
zide Wirkung eine Über-
tragung von Krankheits-
erregern, wie z.B. Pseu-
domonas aeruginosa  
oder Legionella pneu-
mophila, verhindert. 
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Besonderes Augenmerk bei der Trinkwasserüberwachung gilt 
den Legionellen: Nach einem abgestuften Plan werden Erwär-
mungsanlagen der Hausinstallation kontrolliert, aus denen Was-
ser für die Öffentlichkeit bereitgestellt wird. In 80 Prozent der 
3905 im Jahr 2007 untersuchten Proben wurden keine Legionel-
len nachgewiesen. Insbesondere in Proben aus Krankenhäusern 
sowie Alten- und Pflegeheimen gab es Belege für Legionellen. In 
diesen Fällen führten die Mitarbeiter der kommunalen Gesund-
heitsämter Nachkontrollen durch und legten Auflagen für die 
Betreiber fest, um eine hygienisch einwandfreie Wasserversor-
gung wiederherzustellen. 

Die 2280 chemischen Analysen in Wasserwerken und Netzpro-
ben waren größtenteils unauffällig. Probleme traten bei den Pa-
rametern Eisen und Mangan durch die spezifischen hydrologi-
schen Bedingungen auf, die sich insbesondere bei den Kleinan-
lagen, die in der Regel keine Aufbereitung zur Entfernung von 
Eisen und Mangan besitzen, widerspiegelten. 

Die geforderte Trinkwasserqualität muss letztendlich am Zapf-
hahn sichergestellt sein. Zur Überwachung wurden zahlreiche 
Hausinstallationen öffentlicher Einrichtungen kontrolliert. Die Un-
tersuchungen beschränkten sich vorrangig auf Parameter, deren 
Konzentration sich im Verteilungsnetz verändern kann. Dazu ge-
hören hauptsächlich die Schwermetalle. Auffälligkeiten durch 
Blei- oder Cadmiumbelastungen konnten nicht festgestellt wer-
den. Erhöhte Werte für Kupfer (5 % GWÜ) sind auf den Einsatz 
entsprechenden Installationsmaterials zurückzuführen. 

Von Ostsee, Müritz und Bodden 
Erwin Sellering, Minister für Soziales und Gesundheit, stellte am 
14. Mai 2007 am Strand von Rostock-Warnemünde die Bade-
wasserkarte Mecklenburg-Vorpommern vor. „Sauberes Wasser, 
tolle Strände 
und wunder-
schöne Seen 
gehören zu 
den größten 
Schätzen des 
Gesundheits- 
und Touris-
muslandes 
Mecklenburg-
Vorpommern“, 
sagte der Mi-
nister.  
         

 

B e b r ü t e n  i n  d e r  
N ä h r l ö s u n g  

Die Entnahme einer Ba-
dewasserprobe (250 ml) 
erfolgt stets an einer Stel-
le, an der das Wasser 
etwa einen Meter tief ist, 
und dort ca. 30 Zentime-
ter unter der Oberfläche. 
Diese Proben werden im 
LAGuS grundsätzlich auf  
Anzeigerkeime unter-
sucht. Werden solche 
Keime nachgewiesen, ist 
von einer Verunreinigung 
auszugehen. 
Das Wasser wird in einer 
Nährlösung in drei Ver-
dünnungsstufen zwei Ta-
ge lang bei 37 Grad Cel-
sius „bebrütet“. Die Er-
mittlung der Konzen-
trationen an Cyanobakte-
rien (Blaualgen), Salmo-
nellen und anderen Mikro-
organismen wird von den 
Gesundheitsämtern zu-
sätzlich in Auftrag gege-
ben, wenn ein entspre-
chender Verdacht be-
steht. Die Ergebnisse 
werden anhand von EU-
Richt- und Grenzwerten 
beurteilt und den Gesund-
heitsämtern mitgeteilt. 
In den Sommermonaten 
überprüft das LAGuS die 
salzhaltigen Gewässer 
außerdem auf das Vor-
kommen so genannter 
Vibrionen. Werden Ost-
see und Bodden wärmer 
als 20 Grad Celsius, 
muss davon ausgegan-
gen werden, dass sich 
dieser Krankheitserreger 
im Wasser befindet. Er 
kann vor allem bei älteren 
Menschen und bei Men-
schen mit einem ge-
schwächten Immun-
system für schwere Er-
krankungen sorgen. 

Minister Erwin Sellering (r.) und Dr. Heiko Will, Erster Direktor des LAGuS. 
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Das bestätigte sich auch im Jahr 2007: 4035 Badewasserpro-
ben von 403 Badestellen an den Binnengewässern, der Ost-
see und den Bodden wurden im Landesamt für Gesundheit 
und Soziales M-V untersucht. Bei nur 3,6 Prozent der Proben 
traten Richtwertüberschreitungen für gesamtcoliforme Bakte-
rien und bei 7,4 Prozent für fäkalcoliforme Keime auf. Die 
Grenzwertüberschreitungen lagen unter einem Prozent. Im 
Verlauf der Badesaison von Anfang Mai bis Mitte September 
wurden pro Badestelle etwa zehn Wasserproben entnommen 
und in den Wasserlaboren des LAGuS in Rostock, Greifswald, 
Schwerin und Neustrelitz analysiert. Zusätzlich wurden um-
fangreiche Vergleichsuntersuchungen (600 Proben) zur Einar-
beitung in die neue EU-Richtlinie durchgeführt. Eine gravieren-
de Verschlechterung der Badewasserqualität durch die neuen 
Methoden und den veränderten Einstufungsmodus wird nicht 
erwartet.  

 

 

 

 

Die Badewasserkarte 2007. 

Fast ausschließlich blaue Punkte 
rund um Schwerin  dokumentieren  
erstklassige Badewasserqualität. 

LAGuS-Mitarbeiterin Dagmar Dam-
mann bei der Aufbereitung der 
Wasserproben. 

Die Ostseeküste präsentiert sich 
als Band blauer Punkte. 
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Umwelt- und Lufthygiene 

Zu den Aufgaben des LAGuS gehören die umweltmedizinische 
Beratung und die Überwachung der Lufthygiene. Ein wichtiger 
Aspekt ist  das Aufdecken möglicher Zusammenhänge zwi-
schen gesundheitlichen Beeinträchtigungen und Erkrankungen 
einerseits und einer Schadstoffbelastung im alltäglichen Be-
reich bzw. in der Umwelt andererseits. Im Jahr 2007 gab es 
fernmündlich, persönlich (umweltmedizinische Sprechstunde) 
bzw. vor Ort insgesamt 124 umweltmedizinische Beratungen 
und Zuarbeiten, außerdem wurden drei umweltmedizinische 
Gutachten erarbeitet. Themen waren z. B. Schadstoff- und 
Feinstaubbelastungen sowie Ausdünstungen aus Möbeln, Tep-
pichen und Klebern. 
Im Rahmen eines umweltmedizinischen Ambiente-Monitorings 
in Wohn- und öffentlichen Bereichen wurden 2007 insgesamt 
427 Proben zur Schimmelpilzdiagnostik und zur umweltmedizi-
nischen Bewertung eingesandt. Relevant werden Schimmelpil-
ze immer dann, wenn sie in der unmittelbaren Umgebung der 
Menschen gehäuft festgestellt werden. In trockenen Räumen 
vereinzelt auftretende Schimmelpilze sowie deren Sporen kön-
nen in feuchten Wohnungen oder in Wohnungen mit vorüberge-
hend hoher relativer Luftfeuchtigkeit zu einem gesundheitlichen 
Risiko für die Betroffenen werden. 
Im Bereich Lufthygiene hat sich die Zahl der Gutachten im Ver-
gleich zum Jahr 2005 von 33 auf 50 im Jahr 2007 erhöht. Ge-
sunder Innenraumluft wird große Bedeutung beigemessen. 
Christoph Baudisch, Fachphysiker der Medizin, leistete als Mit-
autor der Handreichung der Ad-hoc-Arbeitsgruppe der Innen-
raumlufthygiene-Kommission des Umweltbundesamtes und der 
obersten Landesgesundheitsbehörden „Beurteilung von Innen-
raumluftkontaminationen mittels Referenz- und Richtwer-
ten“ (Juli 2007, http://www.umweltbundesamt.de/gesundheit/
innenraumhygiene/Handreichung_fulltext.pdf) einen LAGuS-Bei-
trag zur Regulation der Innenraumlufthygiene in Deutschland.  

Im Rahmen der Verfahrensvalidierung wurden die Untersu-
chungen zur Vorstudie „Sedimentationsstaubverfahren für 
Schimmelpilze“ abgeschlossen. Auch zu diesem Thema wur-
den erste Ergebnisse anlässlich der Innenraumfachtage 2007 
beim Umweltbundesamt vorgetragen. Das LAGuS ist in der Un-
terarbeitsgruppe der Innenraumlufthygiene-Kommission des 
Umweltbundesamtes vertreten. 

 

L u f t  z u m  L e r n e n  
v e r b e s s e r t  

In der Förderschule zur 
individuellen Lebensbe-
wältigung (FiL) Sternberg 
waren im Jahr 2007 
mehrere Messungen der 
Innenraumluft notwendig. 
Bei sieben von 23 Leh-
rern und zwölf von 49 
Schülern traten gesund-
heitliche Beeinträchtigun-
gen auf: z. B. tränende 
Augen, Hals- und Kopf-
schmerzen, Übelkeit, 
Atemnot. Auch mit einem 
umfangreichen Untersu-
chungsprogramm konn-
ten dem diffusen Be-
schwerdebild keine ein-
deutigen Ursachen zuge-
ordnet werden. Richtwer-
te für die Gefahrenab-
wehr wurden nicht über-
schritten. Mit der Umset-
zung präventiver Maß-
nahmen gelang es, die 
Raumluft zu verbessern.  

 

G e s u n d e s  B a u e n  

Eine Landesarbeitsgrup-
pe „Gesundes Bauen“ mit 
Vertretern aus dem LA-
GuS, aus dem Ministeri-
um für Soziales und Ge-
sundheit M-V und aus 
dem Betrieb für Bau und 
Liegenschaften M-V stell-
te das Ergebnis einer Pi-
lotstudie während der 
Innenraumfachtage 2007 
beim Umweltbundesamt 
in Berlin vor. Ein entspre-
chendes Informationsblatt 
wird derzeit erarbeitet.  



 

 G e s u n d h e i t s -
f a c h b e r u f e   

Zu den Aufgaben des 
Landesprüfungsamtes für 
Heilberufe gehören u. a. 
die Vorbereitung, Organi-
sation und Durchführung 
der staatlichen Prüfungen 
in den Gesundheitsfach-
berufen nach den Berufs-
gesetzen, den Ausbil-
dungs- und Prüfungs-(ver)
ordnungen und den Wei-
terbildungsordnungen. Zu 
diesen Berufen zählen: 

∗ Altenpfleger/-in 
∗ Diätassistent/-in 
∗ Ergotherapeut/-in 
∗ Gesundheits- und Kranken-

pfleger/-in 
∗ Gesundheits- und Kinder-

krankenpfleger/-in 
∗ Kranken- und Altenpflege-

helfer/-in 
∗ Hebamme / Entbindungs-

helfer 
∗ Logopäde/-in 
∗ Masseur/-in und medizini-

sche(r) Bademeister/-in 
∗ Medizinisch-technische(r) 

Laboratoriumsassistent/-in 
∗ Medizinisch-technische(r) 

Radiologieassistent/-in 
∗ Medizin.-techn. Assistent/-in 

für Funktionsdiagnostik 
∗ Orthoptist/-in 
∗ Pharmazeutisch-techni- 

sche(r) Assistent/-in 
∗ Physiotherapeut/-in 
∗ Podologe/-in 
∗ Rettungsassistent/-in 
∗ Rettungssanitäter/-in 
∗ Fachpfleger/-in für den Ope-

rationsdienst 
∗ Fachpfleger/-in für Intensiv-

pflege und Anästhesie 
∗ Fachpfleger/-in für psychia-

trische  Pflege 
∗ Weiterbildung in der Sozial-

psychiatrie 
∗ Weiterbildung in der Dro-

genberatung 
∗ Fachkraft zur Arbeits- und 

Berufsförderung in Werk-
stätten für behinderte Men-
schen 

Im Jahr 2007 wurden u. a. in den akademischen Berufen 
(Humanmediziner, Zahnmediziner, Pharmazeuten, psychologi-
sche Psychotherapeuten, Kinder– und Jugendlichenpsycho-
therapeuten) 1030 Prüfungen durchgeführt. 

Prüfungen in Human-, Zahnmedizin und Pharmazie, seit dem Jahr 2000 auch 
Psychotherapie. Der Gipfel in 2003 ist als Reaktion auf die Einführung der 
neuen Approbationsordnung im Jahr  2004 zu sehen.  

In den verschiedenen Gesundheitsfachberufen wurden 
3181 Prüfungen im Jahr 2007 durchgeführt. Für den Zeit-
raum 1992 bis 2007 ergibt sich folgende Übersicht. 

Prüfungen in akademischen Berufen seit 1992
                        - alle durchgeführten Prüfungen
                        - bestandene Prüfungen
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Landesprüfungsamt für Heilberufe 

Prüfungen in Gesundheitsfachberufen in M-V seit 1992
                        - alle durchgeführten Prüfungen
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E l t e r n g e l d  
u n d  E l t e r n z e i t  

Das Bundesgesetz zum 
Elterngeld und zur El-
ternzeit trat zum 1. Janu-
ar 2007 in Kraft. Es er-
setzt die bisherigen Re-
gelungen zum Erzie-
hungsgeld. Das Eltern-
geld wird an Mutter und 
Vater für maximal 14 
Monate gezahlt; beide 
können den Zeitraum 
frei untereinander auftei-
len. Ein Elternteil kann 
dabei höchstens zwölf 
Monate für sich in An-
spruch nehmen, zwei 
weitere Monate gibt es, 
wenn der Partner die 
Betreuung des Kindes 
übernimmt.  

 

Elterngeld oder „Wie sag ich‘s meinem Chef?“ 

Mit dem neuen Bundesgesetz zum Elterngeld und zur Eltern-
zeit, das zum 1. Januar 2007 in Kraft getreten ist, sollen bes-
sere Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass sich 
mehr Väter an der Betreuung der Babys in den ersten Mona-
ten beteiligen. Doch … 
„… wie sag ich’s meinem Chef?“ Genau vor dieser Frage 
stand Matthias Fromm Mitte des Jahres 2007. Der Presse-
sprecher der Wirtschaftsfördergesellschaft Rostock Business 
war am 8. Mai Vater geworden. Schnell stand für ihn fest, dass  

 

Neue Strukturen für effiziente Verwaltung 
 

Die Abteilung Soziales des LAGuS ist aus der Versorgungs-
verwaltung hervorgegangen. Diese war bis zur Bildung des 
Landesamtes eine selbstständige Verwaltung mit vier nach-
geordneten Versorgungsämtern und einem Landesversor-
gungsamt mit Integrationsamt und Hauptfürsorgestelle. Ge-
treu dem Auftrag, die Verwaltung in Mecklenburg-
Vorpommern insgesamt zu verschlanken und damit effizien-
ter zu machen, war die Eingliederung der Versorgungsver-
waltung in das neu zu bildende Großamt ein Gebot der Stun-
de. Eine Hierarchieebene konnte damit entfallen, da die ehe-
maligen Versorgungsämter – bis dahin nachgeordnete Be-
reiche – sowie Integrationsamt/Hauptfürsorgestelle und der 
Bereich Grundsatz/Recht des ehemaligen Landesversor-
gungsamtes nunmehr als gleichberechtigte Dezernate auf 
eine Ebene gestellt wurden. 
Im Zuge dieser Neustrukturierung wurden gleichzeitig Aufga-
ben neu verteilt. Die Widerspruchs- und Klagebearbeitung für 
alle Rechtsgebiete der Abteilung Soziales – das Soziale Ent-
schädigungsrecht, die Verfahren nach § 69 SGB IX und das 
Erziehungsgeld/Elterngeld wurden auf die Dezernate, die bis 
dahin Versorgungsämter waren, übertragen. Die ehemalige 
Rechtsabteilung konnte damit aufgelöst werden. 
Die Bilanz dieser inzwischen zweijährigen Umstrukturierung 
ist positiv. Es konnten Personalressourcen freigesetzt wer-
den. Die Erledigung der uns übertragenen Aufgabe hat kei-
nen Schaden genommen. Im Gegenteil, es gab insgesamt 
durch den Hierarchieabbau und kürzere Wege eine wesentli-
che Verbesserung in den Bearbeitungszeiten. 
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er die Regelungen des 
Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetzes nutzen 
und ein halbes Jahr sei-
nem Töchterchen widmen 
möchte. Aber: „Wie sag’ 
ich’s meinem Chef?“ 

Eben dieser, Michael 
Sturm, bis zum 31. De-
zember 2007 Geschäfts-
führer von Rostock Busi-
ness und seit dem 1. Janu-
ar 2008 Geschäftsführer 
der Invest Mecklenburg-
Vorpommern GmbH, hat 
das Gespräch mit Matthias 
Fromm noch gut in Erinne-
rung. „Er saß ziemlich ner-
vös vor mir und hatte ein 
Stück Papier in der Hand. Ich bin davon ausgegangen, dass er 
kündigen wird – ein junger, fähiger Mann, der möglicherweise 
anderswo ein attraktives Angebot erhalten hat. Das Schrift-
stück stellte sich dann als Antragsformular heraus.“ 
Dass es schließlich „nur“ um sechs Monate Elternzeit gegan-
gen sei, habe ihn ungemein erleichtert, berichtet Michael 
Sturm. Doch nicht nur deshalb habe er sofort Einverständnis 
und Unterstützung signalisiert. „Ich finde es gut, wenn Väter 
ihre Kinder bereits im Babyalter intensiv betreuen. Und fehlt 
jemand ein halbes Jahr im Job, kann ein funktionierendes 
Team das überbrücken.“ 

Apropos Team: „Ja, es gab hier und da einen humorvollen Sei-
tenhieb, aber immer von Sympathie und Wohlwollen getra-
gen“, berichtet Michael Sturm von der Reaktion seiner Mitar-
beiter auf das Anliegen seines Pressesprechers, ein halbes 
Jahr Windeln zu wechseln und Fläschchen zuzubereiten, statt 
Rostock Business ins rechte Licht der regionalen, nationalen 
und internationalen Öffentlichkeit zu rücken. 
Anfang November 2007 räumte Matthias seinen Platz im Büro 
und widmete sich dann sechs Monate lang Töchterchen Levke 
– Einsatz rund um die Uhr. „Abends bin ich ziemlich kaputt, 
mehr als nach einem Bürotag“, erzählt er. Das Einzige, was 
ihm wirklich fehle, sei ein wenig Schlaf, räumt der junge Vater 
ein. Dem neuen Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit 
kann Matthias Fromm nur Gutes abgewinnen: „Ohne die Neu-
regelung hätte ich nicht mit meinem Töchterchen zu Hause 
bleiben können. Das hätte unsere Familie finanziell zu sehr  
belastet.“ 

 

E l t e r n g e l d :   
M - V - S t a t i s t i k  

11.574 Anträge auf El-
terngeld sind im Jahr 
2007 vom Landesamt für 
Gesundheit und Sozia-
les M-V bewilligt worden. 
Der Anteil der Väter un-
ter den Antragstellern 
lag bei 9,1 Prozent. Er 
hat sich im Vergleich 
zum Vorjahr (3,8 Pro-
zent), in dem noch die 
Regelungen zum Erzie-
hungsgeld galten, mehr 
als verdoppelt. 

53 Prozent der Anträge 
in M-V wurden von Ar-
beitnehmern gestellt. 
Das Elterngeld beträgt 
für erwerbstätige Mütter 
und Väter, die wegen 
des Babys nicht oder 
verkürzt arbeiten, 67 
Prozent des wegfallen-
den Nettogehalts. Es 
werden mindestens 300 
und höchstens 1800 Eu-
ro gezahlt. Wer nicht 
erwerbstätig ist, erhält 
den Mindestbetrag. 

In Mecklenburg-Vorpom-
mern erhielt im Jahr 
2007 knapp die Hälfte 
der Antragsteller (49 
Prozent) den Grundbe-
trag von 300 Euro. An 
zwei Prozent der Mütter 
bzw. Väter wird ein Be-
trag zwischen 1500 und 
1800 Euro gezahlt. 

Matthias Fromm mit Töchterchen Levke. 
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Soziale Entschädigung – Auftrag mit Tradition 

Dass sich Verwaltungsaufgaben für viele LAGuS-
MitarbeiterInnen nicht auf das Abarbeiten von Akten beschrän-
ken, sondern Herzensangelegenheiten sind, schildert Eva-
Maria Zenkert, Leiterin des Versorgungsamtes Rostock, in ei-
nem Rückblick: 
„Ich wurde mitten in die Nachkriegssorgen vieler Menschen hin-
eingeboren. 46 Jahre nach Kriegsende, also 1991, begann für 
mich die Arbeit im Bereich „Soziales Entschädigungsrecht“ und 
damit auch in der „Kriegsopferversorgung“. Ich hätte nie ge-
dacht, dass mich fast ein halbes Jahrhundert nach diesem ver-
heerenden Krieg seine bis in die Gegenwart reichenden Folgen 
beruflich beschäftigen werden. Der ständige Bezug zu dem 
durch den Krieg verursachten menschlichen Leid lässt bei mir 
keine Sympathie für alte Klänge und neue Kriege aufkommen. 
Das „Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges“ als 
Kern des sozialen Entschädigungsrechtes wurde in M-V seit 
1991 in mehr als 48.000 Kriegsopferanträgen zur Anwendung 
gebracht. Auch heute noch beziehen mehr als 7000 Personen 
hierzulande Renten als Ausgleich für gesundheitliche und wirt-
schaftliche Folgen des Krieges. 
Das Bundesversorgungsgesetz (BVG), am 1. Oktober 1950 in 
Kraft getreten, war eines der ersten großen Sozialgesetze der 
damals jungen BRD. Es verbindet verschiedene, vor 1945 gül-
tige Versorgungsgesetze und unterlag im Laufe der Jahre 
mehrfachen Änderungen und Ergänzungen. Das BVG findet 
außerdem in einer Reihe sogenannter Nebengesetze (z. B. im 
Opferentschädigungsgesetz und in den SED-Unrechts-
bereinigungsgesetzen) Anwendung. 
Niemand möchte in eine 
schwierige gesundheitliche La-
ge geraten, vielleicht hervorge-
rufen durch eine Gewalttat oder 
einen Unfall in Ausübung des 
Wehr- oder Zivildienstes. Es ist 
gut zu wissen, dass die Soli-
dargemeinschaft im Fall des 
Falles wegen der gesundheitli-
chen und wirtschaftlichen Fol-
gen über das BVG Mittel zur 
Verfügung stellt. Wir sehen un-
sere Aufgabe darin, den Be-
troffenen so zu ,versorgen‘, dass auf seinem weiteren Lebens-
weg  gesundheitliche und soziale Folgen gemildert werden. 
Diese Tätigkeit ist eine komplexe, aber dankbare Aufgabe.“ 

 

S o z i a l e  
E n t s c h ä d i g u n g  

Kriegsopferversorgung 
Das LAGuS betreute En-
de 2007 in M-V 16.714 
Kriegsopfer. Mit Stand 
vom 31.12. erhielten 7207 
Menschen eine laufende 
Rente: 2910 Kriegsbe-
schädigte, 4462 Witwen 
bzw. Witwer und 35 
Kriegswaisen. 

Opferentschädigungs-
gesetz 
Im Gesetz über die Ent-
schädigung für Opfer von 
Gewalttaten (OEG) ist 
geregelt, dass Opfer von 
Kriminalität bzw. ihre Hin-
terbliebenen Hilfe bekom-
men: u. a. Heil- und Kran-
kenbehandlung, Beschä-
digtenrente, Hinterbliebe-
nenversorgung für Wit-
wen, Waisen und Eltern. 
Im Jahr 2007 wurden 486 
neue Anträge auf Aner-
kennung von Schädi-
gungsfolgen nach dem 
OEG gestellt. Das sind 37 
Anträge mehr als 2006. 
Zurzeit leben in M-V 311 
Menschen, die eine Rente 
auf der Basis des OEG 
erhalten. 

SED-Unrechts-
bereinigungsgesetze 
Im Jahr 2007 wurden 20 
neue Anträge auf Aner-
kennung von Schädi-
gungsfolgen nach diesen 
Gesetzen gestellt. Das 
sind 16 Anträge mehr als 
2006. Derzeit leben 62 
Menschen in M-V, die 
eine Rente nach den 
SED-Unrechtsberein i -
gungsgesetzen erhalten. 
Insgesamt wurden seit 
Inkrafttreten dieser Geset-
ze in M-V 543 Anträge 
gestellt. 

Eva-Maria Zenkert (r.) mit Karin Neuhäußer, 
Renate Bleck und Brigitte Henneberg, Mitarbei-
terinnen im Sozialen Entschädigungsrecht (v. l.). 
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Seit dem 1. November 2007 gehören vier blinde Beschäftigte 
zum 107 Mitarbeiter zählenden Team des IKEA Servicecen-
ters in Rostock. Sie nehmen am Telefon Kundenanfragen ent-
gegen, bearbeiten Reklamationen und informieren über die 
verschiedenen Produkte des schwedischen Unternehmens. 

 

Nach einer sechswöchigen Schulung im Unternehmen erhiel-
ten damit gleichzeitig vier Menschen mit einem Grad der Be-
hinderung von 100 (höchste Stufe) in einem Betrieb einen Ar-
beitsplatz – ein Novum sowohl in der Tätigkeit des Integra-
tionsfachdienstes Rostock (IFD) in Trägerschaft der AFW Ar-
beitsförderungs- und Fortbildungswerk GmbH (AFW) als auch 
des Rostocker Integrationsamtes im LAGuS. 
Das Engagement des IKEA Servicecenters als Arbeitgeber und 
seiner Abteilungsleiterin Ilka Schlottke kann man gar nicht ge-
nug würdigen. Wünschenswert ist, dass dieses Beispiel den 
einen oder anderen Firmenchef dazu anregt, über die Beschäf-
tigung von behinderten Menschen zumindest einmal nachzu-
denken. 
„Ein funktionierendes Netzwerk mit vielen Partnern konnte die 
berufliche Eingliederung dieser vier blinden Menschen ermög-
lichen“, sagt Karin Vanheiden, Fachberaterin im IFD Rostock. 
Ein Beispiel sei die engagierte Hilfe durch das Berufliche Bil-
dungszentrum für Blinde und Sehbehinderte in Halle (Saale). 
Dessen Mitarbeiter berieten das IKEA Servicecenter Rostock 
vor Ort und schulten zwei Mitarbeiterinnen, die eine Art Paten-
schaft für die schwerbehinderten Beschäftigten übernahmen.  

 

A u s g l e i c h s -
a b g a b e  

Private und öffentliche 
Arbeitgeber sind zur Be-
schäftigung schwerbe-
hinderter Menschen ver-
pflichtet. Kommen sie 
dieser Pflicht nicht oder 
nicht in ausreichendem 
Maße nach, müssen sie 
Ausgleichsabgabe zah-
len. In Mecklenburg-
Vorpommern ist das In-
tegrationsamt im LAGuS 
zuständig für die Erhe-
bung und Verwendung 
der Ausgleichsabgabe. 

Im Jahr 2007 haben die 
Betriebe in M-V ca. 5,9 
Millionen Euro entrichtet. 
Ungefähr 4,6 Millionen 
Euro wurden aus den 
Mitteln der Ausgleichs-
abgabe an Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer ge-
zahlt, z. B. 1,43 Millio-
nen Euro zur Schaffung 
neuer Arbeits- und Aus-
b i ldungsp lä t ze  fü r 
schwerbehinderte Men-
schen sowie 2,21 Millio-
nen Euro als Leistungen 
bei außergewöhnlichen 
Belastungen, die mit der 
Beschäftigung beson-
ders betroffener schwer-
behinderter Menschen 
verbunden sind. 

 

IKEA gibt vier blinden Menschen Arbeit 

Christiane Eggert, Christian Leu, Eric Schütt und Robert Jaurich (v. r.) arbeiten für IKEA. 
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Der erste richtige Job 

Zwölf Jahre hat es gedauert, bis Sybille Ginter nach ihrer Aus-
bildung zur Bauzeichnerin der Einstieg in den ersten Arbeits-
markt gelang. Der Weg führte über Umschulungen, Arbeitsbe-
schaffungs- und Anpassungsmaßnahmen. Trotzdem bestand 
wenig Aussicht auf Erfolg – Sybille Ginter ist von Geburt an 
fast völlig gehörlos. 
Seit Mitte Mai 2007 gehören 
Gravierarbeiten und das Ver-
drahten von Schaltschränken 
zu ihren beruflichen Aufgaben 
bei der Leukhardt Schaltanla-
gen Systemtechnik GmbH in 
Schwerin. Deren Geschäftsfüh-
rer hatte sich an den Integrati-
onsfachdienst (IFD) mit der Bit-
te um Vermittlung eines 
schwerbehinderten Arbeitneh-
mers gewandt – ein Anliegen, 
das nur wenige Arbeitgeber in Mecklenburg-Vorpommern an 
das Integrationsamt im LAGuS oder an den IFD herantragen. 
Das Netz von Hilfen für schwerbehinderte Arbeitnehmer und 
deren Arbeitgeber ist engmaschig. Im Fall von Sybille Ginter 
gehören dazu neben der Vermittlung und Betreuung durch den 
IFD beispielsweise die Übernahme der Kosten für die Ausstat-
tung des Arbeitsplatzes durch das Integrationsamt, der Einglie-
derungszuschuss durch die Agentur für Arbeit und die Unter-
stützung durch einen Gebärdendolmetscher. 

 

B e h i n d e r t e  
M e n s c h e n  i n  M - V  

Im Jahr 2007 sind im 
LAGuS 17.893 Erst- und 
15.949 Änderungsanträ-
ge nach dem Neunten 
Buch Sozialgesetzbuch 
gestellt worden. Hinzu 
kamen 4698 Überprü-
fungen von Amts wegen, 
sodass von einer Ge-
samtanzahl von Fest-
stellungen nach dem 
SGB IX von 38.540 aus-
zugehen ist. Die durch-
schnittliche Bearbei-
tungsdauer konnte sich 
von 4,8 auf 4,4 Monate 
verringern. 
In M-V leben 268.988 
Menschen mit Behinde-
rung. 184.898 von ihnen 
sind schwerbehindert. 
144.937 schwerbehin-
derte Menschen hatten 
einen gültigen Ausweis. 
In diesen Ausweisen 
sind Felder für den Ein-
trag von Merkzeichen 
vorgesehen. 

 

Art und Anzahl der 
Merkzeichen:  
G (gehbehindert): 81.790 
B (Begleitung):  39.316 
RF (Befreiung von der 
Rundfunkgebührenpflicht): 
  24.273 
H (hilflos): 20193 
aG (außergewöhnlich 
gehbehindert): 12145 
Bl (blind): 3250 
Gl (gehörlos) 433 

Sybille Ginter an ihrem Arbeitsplatz. 

 

Kehrmaschine sorgte für Schlagzeilen 

Sie ist ziemlich klein und doch ganz schön teuer (130 000 Euro). 
Sie darf nur 50 Kilometer pro Stunde fahren, zeigt sich aber kom-
pakt und wendig. Außerdem steckt sie voller Technik und jeder 
Menge Kraft. Die Rede ist von einer neuen Kompaktkehrmaschi-
ne für die geschützte Betriebsabteilung der Aker Warnemünde 
Operations GmbH. Die Ostsee-Zeitung titelte am 31. August 
2007 ein wenig anders: „Mehr als nur eine Kehrmaschine“ war 
die Warnemünde-Seite der Rostocker Ausgabe überschrieben. 
Das Fahrzeug wurde zum größten Teil aus den Mitteln der Aus-
gleichabgabe bezahlt. Gleichzeitig ging die Warnemünder Werft 
die Verpflichtung ein, zehn schwerbehinderte Arbeitnehmer min-
destens zwei weitere Jahre lang zu beschäftigen.  
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„Die Zusammenarbeit mit der Werft funktioniert seit vielen Jah-
ren sehr gut“, wertet Klaus Mahnke vom Integrationsamt im 
LAGuS. Dass seit fast zehn Jahren keinem schwerbehinderten 
Beschäftigten der Werft betriebsbedingt gekündigt werden 
musste, sei ein Beispiel. 

 

Der Warnemünder Standort von Aker Yards Germany hatte 
1992 eine geschützte Struktureinheit für Instandhaltung und 
Reinigung von Hallen und Außenanlagen eingerichtet, die der-
zeit 16 behinderte Mitarbeiter beschäftigt. In einer gleicharti-
gen seit 2004 bestehenden Struktureinheit in der Wismarer 
Werft sind derzeit 18 behinderte Mitarbeiter tätig. Mit weiteren 
behinderten bzw. gleichgestellten Mitarbeitern, die in anderen 
Struktureinheiten beschäftigt sind, lag die Beschäftigungsquo-
te im Jahr 2007 bei 6,3 Prozent am Warnemünder Standort 
und bei 5,4 Prozent am Standort Wismar sowie bei 5,9 Pro-
zent im Durchschnitt beider Werften. 

 
 

Achim Treder, Redakteur der 
Ostsee-Zeitung, im Interview 
mit dem Werftmitarbeiter Uwe 
Börner. 

Deutlich sichtbar ist an der 
Kehrmaschine vermerkt, wo-
her sie „stammt“. 

Dr. Heiko Will, Erster Direktor des LAGuS (M.) übergab das Fahrzeug am 30. August 2007 an Flori-
an Schuhmacher, Direktor Personal von Aker Yards Germany (r.), und an Uwe Börner aus der 
geschützten Betriebsabteilung. 
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Besonderer Kündigungsschutz 

Schwerbehinderte Menschen haben gegenüber nichtbehinder-
ten Arbeitnehmern einen erweiterten Kündigungsschutz (§§ 85 
ff. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch), dessen Sinn und Zweck 
es ist, die behinderungsbedingten Nachteile, die der schwer-
behinderte Mensch auf dem Arbeitsmarkt erlebt, auszuglei-
chen.  

Das Kündigungsschutzverfahren nach dem Neunten Buch So-
zialgesetzbuch, Teil 2, findet auf Antrag des Arbeitgebers statt. 
Das Integrationsamt hat in jeder Lage des Verfahrens auf eine 
gütliche Einigung hinzuwirken und alle Möglichkeiten zum Er-
halt des Arbeitsplatzes bzw. zur Aufrechterhaltung des Arbeits-
verhältnisses auszuschöpfen. Dies passiert unter Abwägung 
der jeweils berechtigten Interessen des Arbeitgebers und des 
schwerbehinderten Arbeitnehmers.  

Parallel dazu gilt auch für schwerbehinderte Arbeitnehmer der 
volle arbeitsrechtliche Kündigungsschutz nach dem Kündi-
gungsschutzgesetz. Spricht der Arbeitgeber eine Kündigung 
aus, ohne vorher die Zustimmung des Integrationsamtes ein-
geholt zu haben, ist die Kündigung unwirksam. Der schwerbe-
hinderte Mensch kann dann beim Arbeitsgericht Klage auf 
Feststellung erheben, dass sein Arbeitsverhältnis durch die 
Kündigung nicht aufgelöst wurde.  

Im Jahr 2007 wurden vom Integrationsamt im LAGuS insge-
samt 454 Kündigungsschutzverfahren zum Abschluss ge-
bracht. Beurteilt man diese abgeschlossenen Kündigungs-
schutzverfahren nach dem jeweiligen Kündigungsgrund, stellt 
man fest, dass in 228 Fällen betriebsbedingt, in 122 Fällen 
personenbedingt und in 104 Fällen verhaltensbedingt gekün-
digt werden sollte. In 17,7 Prozent der abgeschlossenen Kün-
digungsschutzverfahren (nur ordentliche Kündigungen) konnte 
der Arbeitsplatz des betroffenen schwerbehinderten Arbeitneh-
mers erhalten werden. Insgesamt ist bei der Anzahl der Kündi-
gungsanträge in 2007 gegenüber dem Jahr 2006 ein leichter 
Rückgang zu verzeichnen. 

 

E i n g l i e d e r u n g s -
m a n a g e m e n t  

Am 6. November 2007 tagte 
der „Beratende Ausschuss 
für behinderte Menschen 
beim Integrationsamt“. Erst-
mals hatte das paritätisch 
besetzte Gremium, dem  
Vertreter der Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber, Mitglieder 
aus Organisationen behin-
derter Menschen sowie 
Vertreter des Landes und 
der Agentur für Arbeit an-
gehören, über einen An-
trag auf Gewährung einer 
Prämie zur Einführung 
eines betrieblichen Ein-
gliederungsmanagements 
zu entscheiden. 

Mit dem betrieblichen Ein-
gliederungsmanagement 
tragen Arbeitgeber zum 
einen mit Präventions-
maßnahmen dazu bei, 
dass die Beschäftigten – 
behinderte und nichtbe-
hinderte Menschen – 
möglichst gesund bleiben. 
Zum anderen sorgen sie 
dafür, dass Beschäftigte 
nach einer längeren 
Krankheit bei der Wieder-
eingliederung in das Ar-
beitsleben Begleitung und 
Hilfe erhalten.  

Arbeitgeber in M-V, die 
erfolgreich das betriebli-
che Eingliederungsmana-
gement einführen und mit 
Engagement in die Praxis 
umsetzen, können mit 
einer Prämie in Höhe von 
10.000 Euro geehrt wer-
den. Der „Beratende Aus-
schuss“ entschied, dass 
die Stadtverwaltung Par-
chim diese Prämie vom 
Integrationsamt im LAGuS 
aus Mitteln der Aus-
gleichsabgabe erhalten 
soll.  



ARBEITSSCHUTZ 

SEITE 32 L A G u S  -  J a h r e s b e r i c h t  2 0 0 7  

 

G e n e h m i g u n g s -
v e r f a h r e n  

Neben der Revision von 
Betriebsstätten sind die 
Beteiligung der Arbeits-
schutzbehörde in Bau-
genehmigungsverfahren 
und in Genehmigungs-
verfahren nach Bundes-
Immissionsschutzgesetz 
für Arbeitsstätten sowie 
die eigene Erlaubnis und 
Genehmigungspraxis 
wesentliche Quellen der 
Umsetzung ihres Prä-
ventionsansatzes. Dazu 
gehören u. a. 

∗ Genehmigungsverfah-
ren zur Errichtung und 
wesentlichen Ände-
rung von Betriebsstät-
ten (Prüfung) 

∗ Beratung von Bauher-
ren und Planverfas-
sern hinsichtlich der 
Belange von Sicherheit  
und Gesundheit bei 
der Arbeit 

∗ Erlaubnisse und Ge-
nehmigungen im tech-
nischen Arbeitsschutz. 

 

Arbeitsschutz und technische Sicherheit 
 

 

Die Abteilung „Arbeitsschutz und technische Sicherheit“ im 
LAGuS ist Aufsichts- und Beratungsinstanz für die Belange 
von Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit. Gegenstand 
ihrer Tätigkeit sind der technische, der soziale und der me-
dizinische Arbeitsschutz sowie der technische und der me-
dizinische Verbraucherschutz. 

In der Bundesrepublik Deutschland existiert ein duales Sys-
tem im Arbeitsschutz: 

∗ Die gesetzliche Unfallversicherung (gewerbliche Berufsge-
nossenschaften, Unfallversicherungsträger der öffentli-
chen Hand) agiert branchenbezogen und über Länder-
grenzen hinweg. Ihre Körperschaften vollziehen autono-
mes Satzungsrecht zur Unfallverhütung. 

∗ Staatliche Arbeitsschutzbehörden sind zuständig auf der 
Ebene der Bundesländer. Sie vollziehen staatliches Ar-
beitsschutzrecht (Bundesrecht als Umsetzung von EU-
Recht). 

Zum Aufgabenspektrum und zu den zu vollziehenden bun-
des- und europarechtlichen Vorschriften gehören z. B. 

∗ Arbeitsschutzmanagement/Ergonomie und Arbeitsgestal-
tung 

∗ Technische Arbeitshygiene/Investorenberatung/Anlagen- 
und Gerätesicherheit 

∗ Stofflicher Gefahrenschutz/Strahlenschutz 
∗ Sicherheit von Verbraucher- und Medizinprodukten 
∗ Berufskrankheiten/arbeitsbedingte Erkrankungen 
∗ Schutz besonderer Personengruppen/Arbeitszeitschutz 

Eine Kernaufgabe der Arbeitschutzbehörde ist die Überwa-
chung und Kontrolle der Einhaltung der einschlägigen Ar-
beitsschutzvorschriften in den Betrieben. Folgende Zahlen 
aus dem Jahre 2007 belegen dies: 

∗ Anzahl der zu betreuenden Betriebsstätten:  95.135 
∗ Anzahl der Beschäftigten in o. g. Betriebsstätten: 652.021 
∗ Dienstgeschäfte in Betriebsstätten:   15.160 
∗ Dienstgeschäfte außerhalb von Betriebsstätten: 9107 
∗ Begutachtung von Berufskrankheiten-Anträgen 

(mit Empfehlung zur Anerkennung):   864 
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Sozialer Arbeitsschutz - was ist das? 

Der Schutz besonderer Personengruppen ist Inhalt und Aufga-
be des sozialen Arbeitsschutzes. Hinzu kommen die Belange 
des  Arbeitszeitrechts. Personengruppen, für die der Gesetz-
geber aufgrund ihres besonderen Schutzbedürfnisses eigene 
rechtliche Regelungen erlassen hat, sind insbesondere 

∗ werdende und stillende Mütter 
∗ Kinder und Jugendliche 
∗ Heimarbeiter 
∗ Fahrpersonal 

Die Beschäftigung aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
ist u. a. im Arbeitszeitgesetz geregelt. Dort sind u. a. Vorschrif-
ten über die Arbeitszeit, die Ruhepausen, die Ruhezeiten, 
Nacht- und Schichtarbeit, die Sonntagsarbeit und zur Zulässig-
keit von Bereitschaftsdienst enthalten. Ebenso ist dort festge-
schrieben, in welchen Fällen abweichende Regelungen nach 
Tarifverträgen zulässig sind. 
 

Mutterschutz 
Alle Frauen, die in einem Arbeitsverhältnis stehen, genießen 
während der Schwangerschaft und nach der Geburt besonde-
ren Schutz. Rechtliche Grundlage sind Mutterschutzgesetz 
und Mutterschutzrichtlinienverordnung. Sie enthalten detaillier-
te Regelungen über die Gestaltung der Arbeitsplätze, Beschäf-
tigungsverbote, Kündigungsschutz und finanzielle Leistungen. 
Schwangere berufstätige Frauen vor gesundheitlichen Beein-
trächtigungen und   Überforderung zu schützen sowie Gefah-
ren für sie und ihr Kind abzuwenden, ist immer ein Hauptanlie-
gen des für den Arbeitsschutz zuständigen LAGuS. Es liegt im 
Interesse aller, dass gesunde Kinder von gesunden Müttern 
geboren werden. Das aber scheinen manche Arbeitgeber noch 
immer nicht verstanden zu haben. Wie sonst ist es möglich, 
dass immer noch Schwangere mit Arbeiten beschäftigt wer-
den, die ihrer Gesundheit nicht zuträglich und entsprechend 
dem Mutterschutzgesetz auch nicht erlaubt sind? 
Die Mitteilung über die Beschäftigung einer werdenden Mutter 
durch den Arbeitgeber ist unter anderem ein wichtiges Instru-
mentarium für gezielte Überprüfungen des Arbeitsplatzes der 
werdenden Mutter. Die festgestellten Mängel waren vorrangig 

∗ fehlende Gefährdungsbeurteilungen 
∗ die Nichteinhaltung von Beschäftigungsverboten und 
 -beschränkungen 
∗ sowie teilweise Verstöße gegen die Mitteilungspflicht. 

 

V i e l e  K o n t r o l l e n  -  
r e i c h l i c h  M ä n g e l  

Bei 2577 Besichtigungen 
von Firmen, Baustellen 
etc. hatten die Mitarbei-
terInnen des LAGuS vor 
allem den sozialen Ar-
beitsschutz im Blick. Da-
bei stellten sie 410 Män-
gel fest. Allein 330 die-
ser Mängel betrafen die 
Sozialvorschriften im 
Straßenverkehr. Hier 
blieb nicht einmal jede 
zweite Besichtigung oh-
ne Beanstandung. 

Bei 946 Kontrollen in 
Sachen Arbeitszeit gab 
es 43 Mängel. Im Kin-
der- und Jugendarbeits-
schutz traten bei 292 
Besichtigungen sieben 
Mängel auf. 
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Bei Vor-Ort-Kontrollen wurden die Arbeitgeber auf Versäum-
nisse hingewiesen und umfassend zum Mutterschutz beraten. 
Ihnen war häufig nicht bekannt, dass sie selbst die erforderli-
chen Maßnahmen veranlassen müssen, um den Schutz  von 
Mutter und Kind zu gewährleisten. Teilweise waren aufwändi-
ge Gespräche mit  Arbeitgebern, Krankenkassen und Ärzten 
nötig, um die arbeitsschutzrechtliche Situation zu klären.  
Ein weiterer Schwerpunkt im Bereich des Mutterschutzes war 
die Bearbeitung von Anträgen auf Zulassung zur Kündigung 
des Arbeitsverhältnisses während der Schwangerschaft, nach 
der Entbindung sowie während der Elternzeit. Die Tabelle 
zeigt, dass sich der rückläufige Trend hinsichtlich der Anzahl 
der Anträge auf Kündigung auch 2007 fortsetzte. 

Der überwiegende Teil der Anträge auf Zulassung der Kündi-
gung einer im Mutterschutz oder in  Elternzeit befindlichen Mit-
arbeiterin wurde wegen der Stilllegung des Betriebes oder der 
Eröffnung eines Insolvenzverfahren von kleinen oder mittel-
ständischen Unternehmen gestellt.  

  

  

  

Anträge Zustim-
mungen 

Ableh-
nungen 

Erledi-
gung auf 
andere 

Art 

Am Stich-
tag noch 
nicht ent-
schieden 

Wider-
sprüche 

2003 160 582 25 43 10 18 

2004 1530 94 35 21 3 20 

2005 95 58 19 14 4 12 

2006 58 35 9 11 3 6 

2007 55 36 9 9 1 1 

 

S c h u t z  f ü r  K i n d e r  
u n d  J u g e n d l i c h e  

Kinder und Jugendliche 
müssen in einem Be-
schäftigungsverhältnis 
besonders geschützt 
werden. Die Arbeits- und 
Lebensumwelt für Kinder 
und Jugendliche birgt 
besondere Gefährdun-
gen und Belastungen in 
sich. Im Einzelnen geht 
es darum, Gefährdun-
gen möglichst nicht ent-
stehen zu lassen, über 
Gefährdungen aufzuklä-
ren und zur Bewältigung 
anzuleiten und den Um-
gang mit Gefährdungen 
zu regeln. Das Jugend-
arbeitsschutzgesetz re-
gelt den speziellen Ar-
beitsschutz für Personen 
unter 18 Jahren. Hierzu 
gelten feste Normen zu 
Arbeitszeit, Ruhepausen 
und Freizeitregelungen. 
Zudem wird für die Zeit 
der Beschäftigung ein 
angemessener, beglei-
tender Gesundheits-
schutz gefordert. Für die 
Beschäftigung von Kin-
dern sind im Jugendar-
beitsschutzgesetz be-
sondere Regelungen 
enthalten. Kinder sind 
alle, die 14 Jahre und 
jünger sind. Für Jugend-
liche, die der Vollzeit-
schulpflicht unterliegen, 
d. h. die noch keine 9 
Schuljahre vollendet ha-
ben, gelten die gleichen 
Regelungen wie für Kin-
der: Ihre Beschäftigung 
ist verboten. Nur in ge-
nau festgelegten Aus-
nahmefällen und unter 
bestimmten Einschrän-
kungen ist eine Beschäf-
tigung zulässig. 

Fahrpersonalrecht 
Für das Fahrpersonal von Kraftfahrzeugen und Straßenbahnen, 
die am öffentlichen Verkehr teilnehmen, enthält das Fahrperso-
nalrecht besondere Vorschriften (VO (EWG) Nr. 3820/85 + 
3821/85  + AETR). Dort sind zum Schutz der Beschäftigten ma-
ximal zulässige Lenkzeiten, Pausen, Mindestruhezeiten sowie 
Aufzeichnungspflichten der Fahrzeiten und Pausen geregelt. 
2007 wurden insgesamt 551 Fuhrunternehmen kontrolliert und 
dabei 19.000 sogenannte Fahrertage überprüft. 
Festgestellte Zuwiderhandlungen: 
Art der Zuwider- 
handlung     Personenverkehr  Güterverkehr 

Lenk– und Ruhezeiten      242  10.928 
Kontrollmittel       257     5644 

Maßnahmen 
Verwarnungen mit 
Verwarnungsgeld                3        416 
Bußgeldbescheide                 5        558 
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Sicherheit in luftiger Höhe 

Die Erzeugung von Strom aus Wind boomt. Die Arbeitsstätten-
verordnung schreibt  Anlagenbauern vor, dass in „nicht allsei-
tig umschlossenen und im Freien liegenden Arbeitsstätten“, 
also z. B. in den Windenergieanlagen, Arbeitsplätze so zu ge-
stalten sind, dass sie bei jedem Wetter ohne Gesundheitsge-
fährdung erreicht, benutzt und wieder verlassen werden kön-
nen. Das erfordert auch die Beachtung von Vorgaben zum 
„Schutz vor Absturz und herabfallenden Gegenständen“, zum 
„Betreten von Gefahrenbereichen“, zu „Verkehrswegen“, zu 
„Steigleitern und Steigeisengängen“ und zur „Beleuchtung“. 
Die berufsgenossenschaftliche Informationsschrift BGI 657 
„Windenergieanlagen“ bietet Hilfe an bzw. gibt Hinweise, wie 
die eher allgemeinen Vorgaben aus den Arbeitsschutz-
Regelwerken speziell auf eine Windenergieanlage anzuwen-
den sind. Hier werden die spezifischen Gefährdungen, Bean-
spruchungen und Belastungen von Arbeitnehmern sowohl bei 
der Errichtung und  Montage als auch dem Betrieb, einschließ-
lich Instandsetzung und Wartung dieser Anlagen, beschrieben 
und mit beispielhaften Schutzmaßnahmen hinterlegt. Halten 
sich sowohl Planer und Errichter als auch der Betreiber einer 
Windenergieanlage an die Vorgaben der BGI 657,  kann vom 
Grundsatz davon ausgegangen werden, dass auf der Grundla-
ge des oben benannten Regelwerkes Gefährdungen, Unfällen 
und berufsspezifischen Erkrankungen vorgebeugt wird und der 
Arbeitnehmerschutz im Sinne einer Vermutungswirkung in 
ausreichendem Maße Beachtung findet. 
Das LAGuS gibt im Rahmen der Genehmigung des Baus von 
Windenergieanlagen nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
eine Stellungnahme ab. In ihr werden u. a. die Belange des 
Arbeitsschutzgesetzes, des Geräte- und Produktsicherheitsge-
setzes und der Betriebssicherheitsverordnung dargelegt. Ar-
beitsplätze, die aufgrund der Höhe und Enge als Arbeitsplätze 
mit einer höheren Gefährdung gelten, sind zu beurteilen (z. B. 
Ruhepodeste für die Aufstiege, Beleuchtung, Ausstattung mit 
Rettungsmitteln und persönlicher Schutzausrüstung). 
Wird ein Windpark oder auch nur eine Anlage errichtet, sind 
die Belange der Baustellenverordnung während der Bauphase 
zu beachten. Ist eine Anlage im Betrieb, prüft das LAGuS, ob 
die Auflagen und Hinweise aus der Genehmigung umgesetzt 
worden sind und die Anlage ordnungsgemäß betrieben wird.  
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Explosiv: Biogasanlagen 

Nach der Windkraft ist Biomasse der zweithäufigste regenera-
tive Energieträger in Mecklenburg-Vorpommern. Im Dezember 
2006 gab es 67 Biogasanlagen, ein Jahr später etwa 160. Und 
immer wieder gibt es bundesweit Meldungen zu Explosionen 
in solchen Anlagen. Die Abteilung Arbeitsschutz und techni-
sche Sicherheit des LAGuS hatte es sich deshalb zur Aufgabe 
gemacht, im Jahr 2007 schwerpunktmäßig Biogasanlagen zu 
überprüfen, um zu ermitteln, inwieweit Anlagenbetreiber ihren 
Verpflichtungen aus staatlichen und branchenspezifischen 
Vorschriften nachkommen. 35 Biogasanlagen von Energieun-
ternehmen und Landwirtschaftsbetrieben, die fast alle einer 
Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz be-
durften, wurden kontrolliert und zahlreiche Mängel festgestellt: 
1. Im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung sind durch den 

Arbeitgeber mögliche Gefahren für Mensch und Umwelt so-
wie Maßnahmen zu deren Abwehr zu ermitteln. Fast in der 
Hälfte der Fälle lag keine oder nur eine unvollständige Ge-
fährdungsbeurteilung vor. 

2. Nachweise über die Ermittlung von Prüffristen konnten in 51 
Prozent und die Bestimmung der Anforderungen an die be-
fähigte Person, welche Prüfungen an Arbeitsmitteln durch-
führen soll, in 63 Prozent der Fälle nicht vorgelegt werden. 
Diese hohen Zahlen ergaben sich nicht unerwartet, da be-
kannt war, dass besonders in Unternehmen mit wenigen Be-
schäftigten in allen Branchen oft Unkenntnis bezüglich die-
ser Forderungen aus der Betriebssicherheitsverordnung be-
steht. Das heißt nicht, dass erforderliche Prüfungen generell 
nicht erfolgten, deren Durchführung konnte aber nicht nach-
gewiesen werden.  

3. In 20 Prozent der Anlagen fehlten Nachweise über Abnah-
men und Prüfungen, die Dichtheitsprüfung von Gasspei-
chern, Armaturen, Sicherheitseinrichtungen und gasbeauf-
schlagten Anlagenteilen. Betriebsanweisungen für Gülle und 
Biogase und Nachweise über Unterweisungen, die für den 
Betrieb wichtig sind, waren in jedem vierten Betrieb nicht 
verfügbar. 

4. Im Rahmen einer Blitzschutzanalyse ist festzustellen, ob 
Blitzschutzmaßnahmen erforderlich sind. In fast der Hälfte 
der aufgesuchten Biogasanlagen lagen keine schriftlichen 
Blitzschutzanalysen vor und in einem Drittel waren keine 
Blitzschutzmaßnahmen getroffen worden.  

 

U n t e r s t ü t z u n g  
f ü r  B e t r e i b e r  

Bei konsequenter Ein-
haltung des vorgeschrie-
benen Sicherheitsre-
gimes durch die Anla-
genbetreiber kann ein 
sicherer Betrieb von Bio-
gasanlagen gewährleis-
tet werden. 

Unterstützung erfährt ein 
Betreiber dabei durch 
Überprüfungen seitens  

∗ des Landesamtes für 
Gesundheit und Sozia-
les, Abteilung Arbeits-
schutz und technische 
Sicherheit 

∗ der Staatlichen Ämter 
für Umwelt und Natur 

∗ und durch Prüfungen 
der Sachverständigen 
nach § 29 a des Bun-
des-Immissionsschutz-
gesetzes.  

Eine typische Biogasanlage. 
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5. Bei der Überprüfung der Einhaltung der grundlegenden bau-
seitigen Anlagenanforderungen zeigte sich, dass in 20 Pro-
zent der Anlagen keine Be- und Entlüftung erfolgt. Nachwei-
se über die Wirksamkeit von Lüftungsmaßnahmen in Tech-
nik- und Gasräumen konnten in vielen Unternehmen nicht 
vorgelegt werden. Weitere Schwerpunkte bildeten fehlende 
Kennzeichnungen, wie Hinweise auf Gasgefahren in unmit-
telbarer Umgebung von Befülleinrichtungen und die ungenü-
gende Kennzeichnung der Explosionsbereiche mit Schildern 
wie „Feuer, offenes Licht und Rauchen verboten“. 

6. Persönliche Schutzausrüstungen wurden nicht immer in aus-
reichendem Maße bereitgestellt. Es fehlten Sicherheitslei-
nen, Sicherheitsgeschirr und Umgebungsluft unabhängige 
Atemschutzgeräte. 

In Form von Revisionsschreiben forderten die LAGuS-
Mitarbeiter die Abstellung der festgestellten Mängel. Sie wer-
den die Durchsetzung der erforderlichen Schutzmaßnahmen 
im Jahr 2008 weiter verfolgen. 

Gefährliche Stoffe 

Ein Schwerpunkt der behördlichen Überwachungstätigkeit auf 
dem Gefahrstoffsektor war im Jahr 2007 wie in den Jahren zu-
vor die Kontrolle von Abbruch- und Sanierungsvorhaben, bei 
denen mit krebserzeugenden Gefahrstoffen wie Asbest, künstli-
chen Mineralfasern oder PAK-haltigen Baustoffen (PAK: poly-
zyklische aromatische Kohlenwasserstoffe) umgegangen wird. 
Es zeigte sich die Tendenz, dass weiterhin zunehmend Fachfir-
men von Billiganbietern verdrängt werden, die diese Arbeiten 
mit mangelhaften Sicherheitsvorkehrungen und ohne Informa-
tion an die Behörde durchführen. Die LAGuS-MitarbeiterInnen 
versuchen, diesen Tendenzen engagiert entgegenzuwirken. 
Dabei besteht die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung des 
Kontrolldrucks durch Präsenz in der Fläche. 
Die gute Zusammenarbeit mit den durch das Land bestellten 
Asbestsachverständigen ist eine Säule, auf die bisher erfolg-
reich bei der Prävention von Gefährdungen durch krebserzeu-
gende Gefahrstoffe aufgebaut werden konnte. Im Rahmen die-
ser Zusammenarbeit wurde 2007 eine zweitägige Schulung ver-
anstaltet, die dem gegenseitigen Erfahrungsaustausch diente. 
Vorträge aus dieser Veranstaltung wurden vom Ministerium für 
Soziales und Gesundheit M-V im Internet (http://
mv.de.osha.eu.int/topics/asbest-sachverstaendige_m-v) veröf-
fentlicht.  

 

U n t e r w e g s  f ü r  
d i e  S i c h e r h e i t  

Fast 26.000 Besichtigun-
gen in Firmen, auf Bau-
stellen, in Institutionen 
etc. hat das LAGuS im 
Jahr 2007 realisiert. Da-
bei gab es insgesamt 
7235 Beanstandungen. 
Das Gros betraf sowohl 
bei den Besichtigungen 
als auch bei den Män-
geln (22.000 / 6762) den 
Bereich „Technischer 
Arbeitsschutz, Unfallver-
hütung, Gesundheits-
schutz“. In Sachen 
„Gefahrstoffe“ wurden 
bei 1982 Besichtigungen 
536 Mängel festgestellt. 
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Vorsicht bei Magnetspielzeug 

 

M a ß n a h m e n  f ü r  
g a n z  E u r o p a  

Der Unfall mit Magnet-
spielzeug in M-V sowie 
weitere gemeldete Un-
fälle aus den USA und 
der Europäischen Union 
veranlassten die Kom-
mission der Europäi-
schen Gemeinschaft, 
umgehend Maßnahmen 
zu ergreifen. Um den 
spezifischen, mit Mag-
netspielzeug verbunde-
nen Gefahren zu begeg-
nen, forderte sie das 
CEN (Europäisches Ko-
mitee für Normung) auf, 
die Europäische Norm 
für Spielzeug (EN 71-1) 
binnen 24 Monaten zu 
überarbeiten.  

Wie wichtig der Bereich „Technischer Arbeits- und Verbraucher-
schutz“ ist, zeigte sich zu Beginn des Jahres 2007. Eine Not-
Operation war am Greifswalder Universitätsklinikum erforderlich 
geworden. Ein fünfjähriger Junge hatte eine Kugel und einen 
Magneten verschluckt. Die Anziehungskraft zwischen beiden 
Teilen sorgte für riesigen Druck auf das Darmgewebe. Zwei Lö-
cher im Darm entstanden, der Junge kam mit heftigen Bauch-
schmerzen ins Krankenhaus. 

Das Spielzeug, dessen Teile der Junge 
verschluckt hatte, besteht aus kleinen, 
plastikummantelten Stabmagneten in Zy-
linderform und aus Stahlkugeln. Mit dem 
Aneinanderfügen dieser Kleinteile lassen 
sich beliebige geometrische Figuren er-
zeugen. 
 

Die Recherchen der LAGuS-Mitarbeiter zum Unfall bestätigten, 
dass Gefahren von diesem beliebten Spielzeug ausgehen: Die 
Einzelteile können nicht mehr auf dem normalen Weg ausge-
schieden werden. Das betroffene Gewebe stirbt ab, es bilden 
sich Löcher im Darm. Tödliche Verletzungen sind möglich. Un-
tersuchungen und Messungen in einer  Geräteuntersuchungs-
stelle zeigten weiter, dass die magnetischen Kräfte von derarti-
gem Konstruktionsspielzeug in der Regel als sehr hoch anzuse-
hen sind, so dass o. g. Verletzungen nicht auszuschließen sind. 

Mecklenburg-Vorpommern informierte auf Grund dieser Er-
kenntnisse den Arbeitsausschuss Marktüberwachung und un-
terbreitete in einer Beschlussvorlage mehrere Maßnahmen zur 
Verbesserung der Sicherheit von Magnetspielzeug. Diese bein-
haltet u. a., die Öffentlichkeit in geeigneter Weise über den 
Sachverhalt zu informieren. Der Bundesverband des Spielwa-
reneinzelhandels, der Deutsche Verband der Spielwarenindus-
trie und der Arbeitsausschuss Marktüberwachung legten ge-
meinsam fest, dass zukünftig auf der Verpackung des Spielzeu-
ges ein deutlich sichtbarer, zusätzlicher Warnhinweis enthalten 
sein muss. Dieser soll auf die verschluckbaren magnetischen 
Teile, die damit verbundenen Gesundheitsgefahren und auf das 
Erfordernis hinweisen, bei Verschlucken von Magneten sofort 
ärztliche Hilfe in Anspruch zu nehmen.  
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Krank durch den Beruf 

Lärmschwerhörigkeit und Hauterkrankungen sind die zwei 
häufigsten Berufskrankheiten (BK). Im Jahr 2007 ist auf Rang 
drei erstmals der durch Asbest verursachte Lungen- bzw. 
Kehlkopfkrebs vertreten. Gemeinsam machen diese drei Er-
krankungen 42 Prozent aller begutachteten Fälle aus. Im Jahr 
2007 gelangten den staatlichen Gewerbeärztinnen sechs Fälle 
zur Kenntnis, in denen die Berufskrankheit Ursache für den 
Tod war. Fünf Versicherte verstarben aufgrund von Krebser-
krankungen durch die berufliche Einwirkung von Asbeststaub, 
ein Versicherter aufgrund einer Krebserkrankung durch die 
langjährige berufliche Einwirkung von Benzol. 
Ob eine Erkrankung wahrscheinlich in direktem Zusammen-
hang mit der beruflichen Tätigkeit steht und somit vor allem 
deren Folge ist,  wird im BK-Feststellungsverfahren geklärt, in 
dem die staatlichen Gewerbeärztinnen gutachterlich Stellung 
nehmen. Ein Beispiel: 
Ein Maurer hatte jahrelang mit elektromechanischen Stemm-
werkzeugen und Bodenverdichtungsgeräten gearbeitet. Er er-
krankte  an einer Arthrose des rechten Ellenbogengelenkes, 
die fünf Jahre nach Beginn der Erkrankung eine Operation mit 
Abtragung von Knochenspornen und freien Gelenkkörpern er-
forderlich machte. 
Die Gewerbeärztin empfahl der Berufsgenossenschaft, ar-
beitstechnische Ermittlungen zur beruflichen Exposition des 
Versicherten durchzuführen. Bei Vorliegen der arbeitstechni-
schen Voraussetzungen für die Anerkennung einer Berufs-
krankheit wurde eine fachärztliche Begutachtung angeraten. 
Sowohl durch die arbeitstechnischen Ermittlungen als auch 
durch die fachärztliche Begutachtung konnten die entspre-
chenden Voraussetzungen zur Anerkennung der Erkrankung 
des Versicherten belegt werden. Die Berufsgenossenschaft 
schloss sich der Empfehlung an und erkannte die Arthrose des 
Versicherten als Berufskrankheit an. 
 
 

 

W i e d e r  m e h r  
H a u t k r a n k h e i t e n  

1004 Verdachtsanzeigen 
auf das Vorliegen einer 
Berufskrankheit gelang-
ten den staatlichen Ge-
werbeärztinnen in M-V im 
Jahr 2007 zur Kenntnis. 
Die Zahl der abschlie-
ßend begutachteten Fälle 
ist im Vergleich zum Vor-
jahr um 6 Prozent von 
928 auf 877 zurückge-
gangen. Am häufigsten 
waren  Stellungnahmen 
zur Lärmschwerhörigkeit 
erforderlich. Die abschlie-
ßenden Stellungnahmen 
zu Erkrankungen der Len-
denwirbelsäule (LWS) 
durch Heben und Tragen 
schwerer Lasten sind um 
37 Prozent, Erkrankun-
gen der LWS durch verti-
kal einwirkende Ganzkör-
perschwingungen um 25 
Prozent und Erkrankun-
gen der Halswirbelsäule 
durch Heben und Tragen 
schwerer Lasten auf der 
Schulter um 49 Prozent 
zurückgegangen. 

Auffällig ist die Zunahme 
der Begutachtungen für 
Lungen- und Kehlkopf-
krebs durch Asbest um 
13 Prozent sowie eine 
abnehmende Anzahl von 
Begutachtungen für As-
bestosen um 24 Prozent. 
Stellungnahmen zu Haut-
erkrankungen haben ge-
genüber 2006 um 72 Pro-
zent zugenommen und 
sind 2007 wieder mit der 
Anzahl der Stellungnah-
men der Vorjahre bis 
2005 vergleichbar. Bei 
allen anderen Berufs-
krankheiten ist die Zahl 
der Stellungnahmen an-
nähernd gleich geblieben. 
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Förderungen aus EU- und Landesmitteln 
 

Ein Schwerpunkt der Arbeit innerhalb der Abteilung 
„Arbeitsmarktförderung, ESF-Förderung, Soziale Sonderleis-
tungen“ im Jahr 2007 war die Umsetzung von Richtlinien der 
Arbeitsmarktförderung. Dabei handelt es sich um Förderungen 
aus dem Arbeitsmarkt- und Strukturentwicklungsprogramm 
Mecklenburg-Vorpommern (ASP M-V). Finanziert wurde das 
ASP aus Mitteln des Landes M-V und aus Mitteln des Europäi-
schen Sozialfonds (ESF). 
Es wurden 4.706 Maßnahmen bewilligt, begleitet bzw. abge-
rechnet. Das zu betrachtende Mittelvolumen umfasste ca. 242 
Millionen Euro. An der Arbeitsmarktförderung partizipierten in 
2007 ca. 171.000 Menschen, wobei der Frauenanteil bei etwa 
60 Prozent lag.  
Neben den Richtlinien des ASP M-V wurden 2007 auch Zu-
wendungen im Auftrag des Ministeriums für Soziales und Ge-
sundheit bearbeitet.  
Außer Zuwendungen werden in der Abteilung 6 auch Anträge 
nach dem Bildungsfreistellungsgesetz als gesetzliche Leistun-
gen bearbeitet. 
Die Abteilung 6 ist ebenfalls im Auftrag des Ministeriums für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur für die Umsetzung der Richt-
linie zur Förderung der allgemeinen und politischen Weiterbil-
dung verantwortlich. Es werden Zuwendungen für die Planung, 
Organisation und Durchführung von Maßnahmen der allgemei-
nen und politischen Weiterbildung gewährt. 

Ein handliches Buch 

Die Versorgungsverwaltung in Mecklenburg-Vorpommern ist 
seit 1995 Kooperationspartner verschiedener Ressorts der 
Landesregierung für die Bewilligung und Abrechnung von Zu-
wendungen zuständig. Anforderungen und Inhalte der umzu-
setzenden Förderrichtlinien haben sich im Laufe der Zeit sehr 
verändert. Durch die Kofinanzierung mit dem Europäischen 
Sozialfonds (ESF) wurden die Beachtung der zuwendungs-
rechtlichen Vorschriften und die Informationspflichten umfang-
reicher und komplizierter, und zwar für Zuwendungsgeber und 
für  Zuwendungsempfänger. Das erhöhte die Nachfrage nach 
einem Regelwerk/Leitfaden, in dem das Verwaltungsverfahren 
mit den dazugehörigen Landes- und ESF-Vorschriften transpa-
rent dargestellt wird, um für alle Beteiligten mehr Rechtssicher-
heit zu schaffen.  

 

R i c h t l i n i e n  z u r  
A r b e i t s m a r k t -

f ö r d e r u n g  

Beispiele für Richtlinien 
aus dem Arbeitsmarkt- 
und Strukturentwick-
lungsprogramm M-V, die 
im LAGuS umgesetzt 
werden: 
∗ Aktionsprogramm zur 
Förderung der Anpas-
sungsfähigkeit der Un-
ternehmen und Be-
schäftigten 

∗ Förderung von Weiter-
bildungseinrichtungen 

∗ Förderung von Arbeits-
plätzen in Strukturan-
passungsmaßnahmen 

∗ Förderung von regiona-
len Programmen zur 
Einstellungsförderung 

∗ Förderung der Qualifi-
zierung und Stabilisie-
rung von Existenzgrün-
dern 

∗ Gemeinwohlorientierte 
Projekte zur Förderung 
der Chancengleichheit 
von Frauen und Män-
nern 

∗ Förderung von ABM mit 
Sonderfall für individu-
ell beeinträchtigte junge 
Menschen 

∗ Förderung von Arbeits-
beschaffungsmaßnah-
men durch Landeszu-
schüsse zu den Sach-
ausgaben 

∗ Regionale Programme 
der Einstellungsförde-
rung 

∗ Produktionsschulen 
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Ein solches Trägerhandbuch hat die Abteilung 6 im Auftrag 
des Ministeriums für Arbeit, Bau und Landesentwicklung erar-
beitet und Ende 2006 in digitaler Form veröffentlicht 
(www.lagus.mv-regierung.de/arbeitsmarktförderung/publikatio-
nen). Es wurde vorrangig für Zuwendungsempfänger konzi-
piert, die einen Antrag auf Zuwendungen nach den Arbeits-
marktprogrammen der Landesregierung in M-V stellen wollen. 
Das Trägerhandbuch vermittelt u. a. Informationen über ein-
schlägige Rechtsvorschriften des Landes M-V, des Bundes 
und zur Verwendung des ESF.  

Im ersten Teil werden allgemeine Bewilligungsvoraussetzun-
gen, Fristen, Termine und die Vergabe nach dem öffentlichen 
Auftragswesen beschrieben. Über entsprechende Links kann 
der Nutzer Dokumente zum jeweiligen Fachgebiet aufrufen. 
Insgesamt verweist das digitale Trägerhandbuch auf 57 beige-
fügte Anlagen bzw. Dokumente. Im zweiten Teil werden die 
zur Antragstellung/Kalkulation notwendigen Dokumente darge-
stellt und mit entsprechenden Hinweisen versehen.  

Um das Bewilligungsverfahren transparent zu gestalten, wer-
den auch die Obergrenzen der zu fördernden Entgeltgruppen 
und Honorarsätze aufgeführt. 

Eine große Anzahl von Widerrufen nach § 49 Landesverwal-
tungsverfahrensgesetz M-V basierte auf Unklarheiten in Bezug 
auf die Anwendung des allgemeinen Zuwendungsrechts und 
die speziellen Vorschriften des ESF. Die Einführung des Trä-
gerhandbuchs sollte die Anzahl der Widerrufe reduzieren. Die 
Grafik zeigt, dass im Bereich der ESF-finanzierten Bildungs-
maßnahmen tatsächlich eine Reduzierung eingetreten ist. 

 
Anzahl der Widerrufe nach § 49 VwVfG M-V im Bereich der Förderung von 

ESF-Qualifizierungsmaßnahmen
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F ä h i g k e i t  z u r  
A n p a s s u n g  

Die Abteilung 6 fördert 
Modellprojekte zur Ver-
besserung der Berufs-
chanchen für junge 
Facharbeiterinnen unter 
25 Jahren. Diese Maß-
nahmen sollen dazu bei-
tragen, dass die Qualifi-
kation und Beschäfti-
gungsfähigkeit der jun-
gen Facharbeiterinnen 
erhalten bleibt und durch 
praktische Erfahrungen  
verbessert wird. Sie sol-
len den Teilnehmern hel-
fen,  Arbeit zu finden. 
Seit Inkrafttreten der 
Richtlinie im Jahr 2006 
wurden 119 Maßnahmen 
mit ca. 2,2 Millionen Eu-
ro aus Mitteln des Lan-
des M-V und des Euro-
päischen Sozialfonds 
gefördert.  
Ein Beispiel ist der Bau-
spielplatz Schwerin e.V., 
der sich in den vergan-
genen Jahren zu einem 
anerkannten Träger  der 
Kinder- und Jugendar-
beit entwickelt hat, mit 
seinem Projekt „Das grü-
ne Klassenzimmer“. Da-
runter wird ein Ansatz 
verstanden, in dem auf 
dem Bauspielplatzgelän-
de kreative Angebote mit 
den Elementen Feuer, 
Wasser, Erde und Luft 
für Kindergärten, Schu-
len und Jugendeinrich-
tungen angeboten und 
gestaltet werden. Eine 
junge Sozialassistentin 
entwickelt in dieser Maß-
nahme pädagogische 
Einzelkonzeptionen für 
unterschiedliche Ak-
tionen im grünen Klas-
senzimmer und führt die-
se durch. 
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Zuwendungen im sozialen Bereich 

Neben den Richtlinien des ASP M-V werden in der Abteilung 6 
des LAGuS auch Zuwendungen im Auftrag des Ministeriums 
für Soziales und Gesundheit bearbeitet. Die entsprechenden 
Zuständigkeiten sind durch die Landesverordnungen zur Über-
tragung von Aufgaben auf das LAGuS geregelt. Die übertrage-
nen Förderungen werden ausschließlich aus Mitteln des Lan-
des M-V finanziert. Inhalte sind z. B.  
∗ Investitionsmaßnahmen in ambulanten, teil- und vollstationä-

ren Pflegeeinrichtungen nach §§ 6 und 8 Landespflegege-
setz (Alten- und Pflegeheime) 

∗ die Gewährung von Zuwendungen des Landes M-V zur För-
derung von Familienerholungsmaßnahmen 

∗ Einrichtungen für Menschen mit Behinderung 
∗ Gemeinschaftseinrichtungen der Altenhilfe 
∗ psychiatrische Versorgung der Bevölkerung 
∗ Neubau, Umbau und Ausbau von integrativen Kindergärten 

und Sonderkindergärten 
∗ Schwangerschaftsberatungsstellen / Familienzentren 
∗ Landesseniorenprogramme und das Landesprogramm „Älter 

werden in M-V“ 
∗ Familienarbeit einschließlich der Projekte zur Integration von 

Lesben und Schwulen 
∗ Kinder- und Jugendarbeit, Jugendbildung (Baumaßnahmen) 
∗ Sportinvestitionen/Sportprojekte 
 
Folgende Ergebnisse wurden 2007 u. a. erzielt: 

 

 

 

 

 
 

 

M - V  w i r d  
i m m e r  ä l t e r  

Mit der zahlenmäßigen 
Zunahme älterer Men-
schen wird auch in M-V 
die Erhöhung der Anzahl 
von Menschen mit einer 
altersspezifischen gesund-
heitlichen Beeinträchti-
gung verbunden sein. Vor 
diesem Hintergrund hat 
die Landesregierung die 
Landesverordnung über 
die Förderung niedrig-
schwelliger Betreuungs-
angebote und Modellvor-
haben 2006 in Kraft ge-
setzt. Verantwortlich für 
die Umsetzung ist die 
Abteilung 6 des LAGuS. 
Im Haushaltsjahr 2007 
standen 132.000 Euro zur 
Verfügung.  

Im Rahmen dieser Ange-
bote übernehmen in der 
Regel einmal wöchentlich 
Helferinnen und Helfer 
unter Anleitung von Fach-
kräften die Betreuung pfle-
gebedürftiger Menschen. 
Sie widmen sich Betroffe-
nen mit erheblichem Be-
darf an allgemeiner Beauf-
sichtigung und Betreuung, 
gehen dabei in Gruppen 
oder in den häuslichen 
Bereich. Sie entlasten und 
unterstützen beratend die 
pflegenden Angehörigen. 

Die Landesverordnung 
und das dazugehörige 
Antragsformular kann 
unter www.lagus.mv-
regierung.de (Sonstige 
Aufgaben) eingesehen 
bzw. heruntergeladen 
werden. 

Richtlinie 

 

Anträge/Bewilligungen 
bewilligtes 
Mittelvolu-

men 

Schwangerschaftsbera-
tungsstellen 44 44 2.576.269 

Euro 

Familienzentren 9 9 96.955 
Euro 

Familienerholung 337 156 96.365 
Euro 
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Für viele Familien ist ein gemeinsamer Urlaub mit der Familie 
eine Selbstverständlichkeit. Aber nicht alle Familien können 
sich einen Urlaub ohne Weiteres leisten. Vor allem Familien 
mit einem geringen Einkommen, Alleinerziehende, kinderrei-
che Familien sowie Familien mit behinderten Angehörigen 
brauchen jedoch Urlaub, um dem Alltag zu entfliehen und 
neue Kraft zu sammeln. Deshalb förderte das Land Mecklen-
burg-Vorpommern auch im Jahr 2007 im Rahmen der zur Ver-
fügung stehenden Haushaltsmittel gemeinsame Ferienerho-
lungsmaßnahmen von Familien mit geringem Einkommen. 
Verantwortlich für die Umsetzung war das LAGuS. 

Eine Förderung konnten Familien erhalten, die  
∗ den Hauptwohnsitz / gewöhnlichen Aufenthalt in M-V haben, 
∗ mindestens zwei Kinder haben, die das 18. Lebensjahr noch 

nicht vollendet haben und dem Haushalt angehören oder 
∗ aus alleinerziehenden Müttern oder Vätern mit mindestens 

einem Kind, das das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
bestehen. 

Als Familie gelten alle Formen des Zusammenlebens mit Kin-
dern. Pflegeeltern sind Eltern gleichgestellt. Die Förderung er-
folgt nur, wenn das aktuelle monatliche Nettoeinkommen 
(Summe des monatlichen Nettoeinkommens der Eltern und 
ihrer Kinder) bestimmte Einkommensgrenzen nicht übersteigt. 

Im Jahr 2007, in dem die Richtlinie in der ursprünglichen Form 
letztmalig angewendet wurde, kamen 156 Familien aus Meck-
lenburg-Vorpommern in den Genuss der Förderung.  

Positives Feedback bekommt die 
zuständige Bearbeiterin im      
LAGuS häufig in Form von netten 
Urlaubsgrüßen: 

„Sehr geehrte Frau Schwinken-
dorf und Mitarbeiter, recht vielen 
Dank für die Bewilligung des Zu-
schusses. Wir hatten ein paar 
wunderschöne Tage. Herrliches 
Wetter, Wassertemperatur 23 
Grad, tolle Umgebung und viel 
Spaß. Die Jugendherberge ist auf 
einem sehr hohen Niveau, sehr 
zu empfehlen. Essen auch klasse! 
Nochmals vielen lieben Dank!“ 

           Fam. F.                 
             

 

F ö r d e r u n g  d e r  
W e i t e r b i l d u n g  

Die Abteilung 6 des   
LAGuS ist auch für die 
Umsetzung der Richtli-
nie zur Förderung der 
allgemeinen und politi-
schen Weiterbildung ver-
antwortlich. Jährlich ste-
hen für diese Förderung 
2,3 Millionen Euro zur 
Verfügung. Im Jahr 2007 
wurden 28 Bildungsträ-
ger gefördert, die insge-
samt 34.704 Unterrichts-
stunden mit ca. 30.000 
Teilnehmern durchführ-
ten. 

Ein Zuwendungsemp-
fänger ist der Verein Po-
litische Memoriale e.V. 
Er beschäftigt sich über-
wiegend mit politischer 
Bildung und Gedenkstät-
tenarbeit, wobei die NS-
Zeit und die SBZ/DDR-
Vergangenheit im Mittel-
punkt stehen. Es soll die 
Erinnerungsarbeit in M-V 
gestärkt und die pädago-
gische Arbeit professio-
nalisiert werden.  

Ein weiteres Beispiel für 
die Förderung der allge-
meinen und politischen 
Weiterbildung ist der 
Bildungsring „Europa“ 
M-V. Er will als überpar-
teiliche und konfessio-
nell unabhängige Ein-
richtung der staatlichen 
und politischen Weiter-
bildung die Einigung Eu-
ropas fördern. Dazu or-
ganisiert man vielfältige 
Veranstaltungen. 

 

Urlaub für die Familie 

Katrin Schwinkendorf bearbeitet im LAGuS 
die Anträge auf Familienurlaub. 
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Einsparung von Ressourcen und 
Erfüllung von Aufgaben: ein Spagat 

Die Zentralabteilung des LAGuS nimmt neben internen Ver-
waltungsaufgaben vordergründig eine Steuerungsfunktion in-
nerhalb der Behörde wahr. Zur Steuerung gehört die strategi-
sche Ausrichtung des Landesamtes unter Berücksichtigung 
der zur Verfügung stehenden Ressourcen. Zu den klassischen 
Aufgaben gehören die Organisation und Optimierung von Ge-
schäftsabläufen sowie Aufgaben des Inneren Dienstes für die 
ganze Belegschaft an sechs Standorten und in zwölf verschie-
denen Dienstgebäuden.  

Durch das für Haushaltsangelegenheiten zuständige Dezernat 
werden für den Geschäftsbereich des LAGuS alle finanziellen 
Angelegenheiten des Bundes und des Landeshaushaltes 
wahrgenommen. Im Jahr 2007 wurden insgesamt 356,5 Millio-
nen Euro für einmalige Leistungen und laufende Zahlungen an 
Berechtigte ausgereicht sowie Einnahmen in Höhe von 18,4 
Millionen Euro erzielt. 

Ein Aufgabenschwerpunkt war 2007 die Umsetzung des Lan-
despersonalkonzeptes. Demnach muss das LAGuS ab 2008 
mit 501 Stellen seine Kernaufgaben wahrnehmen und erfüllen.  

Im LAGuS konnte erreicht werden, dass kein Beschäftigter als 
Überhangbeschäftigter dem Zentralen Personalmanagement 
beim Finanzministerium (PeM) in seiner Funktion als zentraler 
Personalvermittler in der Landesverwaltung zu melden war. 
Dies ist u. a. dadurch möglich geworden, dass viele Beschäf-
tigte des LAGuS von Altersteilzeitmodellen Gebrauch gemacht 
haben und diese Fälle auf die Einsparvorgabe angerechnet 
wurden. Ein entsprechender Schutz konnte für andere Be-
schäftigte zum Beispiel durch vom PeM anerkannte Projekte 
erreicht werden. Dieses Vorgehen führt zu einem sozial ver-
träglichen Personalabbau. Das bedeutet aber auch, dass in 
den nächsten Jahren grundsätzlich keine Stellen frei werden, 
die von außen besetzt werden könnten – eine Herausforde-
rung für die Zentralabteilung in den kommenden Jahren. 

 

P e r s o n a l s t r u k t u r  
d e s  L A G u S  

Mit Stand vom 31. De-
zember 2007 hatte das 
LAGuS 644 Beschäftig-
te, 328 Beamte und 316 
Arbeitnehmer. 102 Be-
schäftigte sind schwer-
behinderte Menschen. 
Zum LAGuS gehörten im 
Jahr 2007 außerdem 41 
Auszubildende, 29 Prak-
tikanten und zwei 
Rechtsreferendare. 
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